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Ende eines »Zeitalters«: 
Wandlungen in der Bewertung atomarer Mittel 
Ernst August Nohn (Lissberg/Obh.) 


BD: Diskussion über die atomaren Zer- 
störungsmittel ist länger als ein Jahr- 
zehnt unter der Voraussetzung eines 
»Atomzeitalters« erfolgt. Wann und von 
_ wem dieses Wort zuerst geprägt wurde, 
ist wohl kaum genau festzustellen. Robert 
Jungks einfühlende Darstellung des 
Schicksals der Atomforscher!), die ganz 
unter der Voraussetzung eines neuen 
Zeitalters steht, läßt darauf schließen, 
daß zumindest im Kreis der mit dem 
Manhattan-Projekt befaßten Forscher ein 
»Atomzeitalter«e vorausempfunden wur- 
de. Als Zeitenwende dürfte dann die 
Versuchsdetonation vom 16. Juli 1945 
gelten. Eine Berichtsammlung darüber 
von G. Jouve trug jedenfalls den Titel 
»Voici läge atomique« und die Berichte 
über die Gefühlsausbrüche der Beobach- 
ter dieser Detonation?) lassen keinen 
Zweifel daran zu, daß diese Überwältig- 
ten ein neues Zeitalter herangekommen 
glaubten, 
Die militärisch-politische Literatur über- 
nahm, wie schon zu zeigen war’), frühzei- 
tig diesen Terminus, Maßgebend hierfür 
dürfte die Dreimächte-Erklärung vom 
15. 11. 1945 gewesen sein, derzufolge es 
gegen das atomare Mittel »keine ausrei- 


1) Robert Jungk, Heller als tausend Sonnen, Das 
Schicksal der Atomforscher, Stuttgart 1956. 

2) Nachdruck bei P. Schneider und H. Voss (Hrsg.), 
Aufstand der Geister, Dokumente der Menschheit 
im Kampf um den Weltfrieden, Ebenhausen/Mün- 
chen 1951, S. 81. 

s) Vgl. NPL, VI/1961, Sp. 425 ff. und dort ange- 
führte frühere Sammelbesprechungen zum Thema. 
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chende militärische Verteidigung« gab). 
Im Meinungsstreit über den etwa 1953 
kreierten »New Look« der amerikani- 
schen Streitkräfte meldeten sich zwar a 
einige Zweifler zu Wort, doch blieb 
die Voraussetzung eines Atomzeitalters 
grundstürzend veränderter 
politischer Verhältnisse lange vorherr- 
schend, auch dann noch, als das ‚Gleich 
gewicht des Schreckens« zwischen den 
Atommächten den Begrenzten Krieg und 
damit viele voratomare Sachverhalte 


militärisch- M 


wieder ins Blickfeld brachte. Eine nun zu 


besprechende Reihe verschiedener Neu- 
erscheinungen läßt erkennen, wie die 
Auseinandersetzung unter Gesichtspunk- 
ten der Zweckmäßigkeit verlief. Aus 
Raumgründen kann nur diesen Gesichts- 


punkten Rechnung getragen werden; eine 


Lektüre der Werke ist umsomehr zu emp- 
fehlen, als ihre Verfasse, ausnahmslos 


literarischen Rang besitzen. 


* 


Herman Kahns?°) Sammlung von Vorle- 
sungen zieht die unter Einsatz nuklearer 
Mittel geführte Auseinandersetzung der 
Großmächte nicht nur für die nähere, 
sondern auch für eine fernere Zukunft in 
Betracht. Die Hypothesen über den künf- 
tig möglichen Krieg reichen bis zu einem 
— möglichen — achten Weltkrieg. Das 
Bestreben des Verf., mittels seiner Sy- 
stemanalyse das Kriegsgeschehen im 


4) Vgl. „Die Friedens-Warte‘, Heft 1—2/1947, S. 8, 


71- £f, 
5) Herman Kahn, On Thermonuclear War. 651 S., 
Princeton University Press, Princeton 1960. 
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Atomkrieg im voraus einsehbar zu ma- 
chen, geht dahin, einer adäquaten mili- 
tärisch-politischen Konzeption vorzuar- 
beiten. Im Gang der Untersuchung tre- 


ten allerdings neben den eventuell vor- 


ausberechenbaren technischen Möglich- 
keiten der Atommächte auch deren un- 
 wägbare politische Zwecksetzungen her- 
vor, allerdings vornehmlich in der welt- 
politischen Parteiung, wie sie zur Zeit des 
Kalten Krieges bestand. Die Lage ist also 
zum Zwecke der Untersuchung parteimä- 
Big gleichsam eingefroren. 
Ähnlich verhält es sich mit der Betrach- 
tung, die Paul Peters°) über die Doktrin 
der Massiven Vergeltung und deren Geg- 
ner anstellt. Der Verf. analysiert die Pro- 
stulate der Staatsmänner, arbeitet nicht 
ohne erkennbare Parteinahme die Dokt- 
rin der Massiven Vergeltung heraus und 
führt die Kritiker vor das Tribunal. Es 
mag am Rande erwähnt sein, daß diese 
Kritiker inzwischen einen Wahlerfolg für 
sich verbuchen konnten, womit allerdings 
in der Sache noch nichts entschieden ist. 
Jedenfalls aber bleiben die Fronten der 
Weltpolitik bei P. für Jahre unverändert, 
und die atomaren Mittel erscheinen im 
Wechsel von Drohung und Gegendrohung 
eher als die Herren, denn als die Diener 
der politischen Zwecke unversöhnlicher 
Gegner. 


Aus dieser weltpolitischen Verkrampfung 
werden unter ganz ähnlichen Vorausset- 
zungen politische Lösungen erwartet, die 
zumindest das Auge-in-Auge der Gegner 
an den Brennpunkten der Streitigkeiten 
vermeiden sollen. Eugene Hinter- 
hoff’) zeichnet die verschiedenen Lö- 
sungsvorschläge nach, die unter der Be- 
zeichnung »Disengagement« heiß umstrit- 
ten waren. Als Kernzone der Weltspan- 
nungen gilt in den meisten dieser Vor- 


6) Paul Peters, Massive Retaliation, The Policy 
and its Critics, 304 S., Henry Regnery Company, 
Chicago 1959. 


7) Eugene Hinterhoff, Disengagement. 445 S., Ste- 
vens & Sons, London 1959, 
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schläge Europa, genauer: das gespaltene 


Deutschland. Den schreckensvollen Hin- 
tergrund bildet das atomare Zeitalter. 
Wie bei den Drohungen auf höchster 
Ebene könnte es sich hierbei allerdings 
auch um eine Unterstreichung der For- 
derungen handeln, denn die Vorschläge 
tragen großenteils den Charakter einer 
Forderung. Irgendjemand muß nachge- 
ben, muß einen Verlust in Kauf nehmen, 
wenn die Lösungen verwirklicht wer- 
den sollen, auch wenn dieser Jemand, 
etwa im Falle Gesamtdeutschlands, poli- 
tisch gar nicht zugegen zu sein scheint, Im- 
merhin tritt gerade bei der Betrachtung 
der politischen Rolle, die die Staaten in 
der Zone des Auseinanderrückens der 
Großmächte spielen sollen, wiederum eine 
gänzlich voratomare Problematik in Er- 
scheinung, die schon die west-östliche 
Gipfelkonferenz von 1808 zwischen dem 
französischen Kaiser und dem russischen 
Zaren enthielt. Ungeachtet der jeweils 
verfügbaren technischen Kriegsmittel 
sind kleine Staaten imstande, den Macht- 
giganten wenn nicht die obere, so doch 
die untere Grenze ihrer Macht zu ver- 
deutlichen. Mit ihnen kommen politische 
Zwecke oder auch nur Nebenzwecke ins 
große Kalkül, die keinem der beiden Gi- 
ganten unwichtig, keinem aber auch des 
ganzen Einsatzes wert sind, 


Wird ein solcher Gedanke weitergedacht, 


so kann sich das Übermaß an Stärke als 
hinderlich erweisen, Unter diesem Ge- 
sichtspunkt verlangen die Überlegungen 
Beachtung, die B. H. Liddell Hart: 
über Abschreckung und Abwehr in einem 
soeben erschienenen Band zusammenge- 
faßt hat; zum Teil sind sie schon früher 
in anderer Form veröffentlicht worden. 
Diese Überlegungen, die von einer Lage- 
beurteilung vom Standpunkt eines sow- 
jetrussischen Generalstabschefs der Ära 


8) B. H. Liddell Hart, Abschreckung oder Abwehr, 
Gedanken zur Verteidigung des Westens. 294 S., 
Rheinische Verlags-Anstalt, Wiesbaden o. J. [1960]. 
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Stalin ausgehen, enthalten eine herbe 
Kritik an den bisherigen militärisch-poli- 
tischen Maßnahmen des Westens, vor al- 
lem aber an der Rüstungspolitik der ato- 
maren Stärke. Die Ablehnung geht so 
weit, daß der Verf. sich den Konzeptio- 
nen eines gewaltlosen Widerstandes 
(Ring-Hall) nähert, denen er allerdings 
nicht allzuviel Chancen der Verwirkli- 
chung zu geben vermag. Es geht vor al- 
lem um die Erläuterung seiner aus vielen 
früheren Schriften bekannten Konzeption 
der »Amphibienstrategie«, die er u.a, am 
Verlauf der Operation »Torch« des Zwei- 
ten Weltkrieges, der Landung in Nord- 
westafrika mit Folgeoperationen in Ita- 
lien, bestätigt findet, Sein bestempfohle- 
nes politisches Nahziel ist es, zwi- 
schen unverrückbar erscheinenden Blök- 
ken Spielraum zu schaffen, und ganz fol- 
gerichtig trägt eines der Schlußkapitel 
des Bandes den Titel »Disengagement«. 
Sein Vorschlag zu einer internationalen 
Streitmacht, der alle atomaren Kriegsmit- 
tel übergeben werden sollten, wirft zwar 
das alte Problem der Überparteilichkeit 
einer Weltorganisation wieder auf, doch 
bedeutet die Absage an alle Atomstrate- 
gie eine gewisse Klärung: »Atomrüstung 
oder politische Beweglichkeit« läßt sich 
folgern. 


Eine deutliche Absage an die Atomstra- 
tegie, jedenfalls an eine europäische 
Atomstrategie, enthält auch ein Vortrag, 
den Henry A. Kissinger?°) im Okto- 
ber 1959 anläßlich eines deutsch-amerika- 
nischen Gesprächs über Ost-West-Bezie- 
hungen gehalten hat, Ausgangspunkt der 
Betrachtung ist die — damals noch vor- 
herrschende — Abschreckungspolitik, ge- 
gen die verschiedene Einwände erhoben 


9) Henry A. Kissinger, Die militärische und strate- 
gische Lage der Vereinigten Staaten, Vortrag, In: 
Ost-West-Beziehungen. 156 S., Verlag Rombach, 
Freiburg 1960. 
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werden, Haupteinwand ist die mangelnde 
Glaubwürdigkeit einer Drohung, die bei 
ihrer Verwirklichung dem eigenen Inter- 
esse ganz offenbar mehr schaden als nut- 
zen würde. »Das Paradoxon unserer Si- 
tuation ist dies: je mehr unsere Kraft: 
wuchs, wurde zugleich der Wille, auf 
eben diese Kraft zurückzugreifen, bis 
zu solchem Umfang reduziert, daß un- 
sere leitenden Beamten mit Recht sich 
sagten, .nur ein Irrer würde einen welt- 
weiten Krieg beginnen« (S. 85); dem — 
im Druck gekürzten — Vortrag ist nicht 
zu entnehmen, ob bestimmte geographi- 
sche Räume oder Punkte dabei in Rede 
standen. Jedenfalls fordert der Vortra- 
gende, »viel ernsthafter an die Verteidi- 
gung von Europa zu denken... mit ande- 
ren Mitteln als mit dem ausschließlichen 
Sich-Verlassen auf die amerikanischen 
Vergeltungswaffen« (S. 61). Das atomare 
Paradoxon soll also durch ein Weniger an 
atomaren und ein Mehr an herkömmli- 
chen Abschreckungsmitteln überwunden 
werden, nicht zuletzt deshalb, weil die 
atomare Drohung auch die eigenen Ver- 
bündeten schrecken und dem Gegner 
gegenüber verhandlungsbereit machen 
könnte (S. 64). 


Die zweifelhafte Tauglichkeit eines Mit- 
tels muß, wenn sie auf dem Gebiet der 
Abschreckung bereits vermutet wird, 
auch zur Frage nach der Kriegstauglich- 
keit führen. Man hätte zwar annehmen 
können, die Frage nach der Kriegstaug- 
lichkeit sei zuallererst gestellt worden, 
doch stand dieser Reihenfolge westlicher- 
seits ein Hindernis entgegen; es galt als 
geradezu frivol, vom Kriege in einem an- 
deren Sinne zu sprechen, als in dem der 
Ablehnung und Entrüstung!%). Die so- 
wjetrussische Theorie und Literatur 
scheint von diesem Hindernis frei gewe- 
sen zu sein. Sie nahm, ungeachtet der 
stets betonten Friedensbereitschaft, den. 
Krieg und seine Mittel unbefangen in den 
Blick, wozu die Lehre vom Gerechten 
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% Li. Garthoff“) in einem bekannten 


lenwerk ausführlich Stellung genommen. 
- Hier ist es nun von besonderem Interesse, 
_ eine weitere Arbeit G.s über Sowjetstra- 
tegie im Atomzeitalter !?) mit einem an- 
deren Werk zu vergleichen, das Herbert 
WW. Dinerstein !?) veröffentlichte. 
Beide Verfasser arbeiten am etwa glei- 
chen Material sowjetrussischer Herkunft. 
Beide arbeiten im Rahmen oder im Auf- 
trage der RAND-Corporation, die eine Art 
von zivilem Generalstab der Luftwaffe 
der USA darstellt. Beide haben sich das 
gleiche Forschungsziel gesteckt, die Ein- 
stellung der maßgeblichen sowjetrussi- 
schen Denker und Führer zur Frage der 
' atomaren Rüstung und zur Atomstrategie 
herauszuarbeiten. 


G. stellt seine Untersuchungsergebnisse 
bereits in einem Vorwort heraus: »Die 
vorliegende Untersuchung ist zu der 
grundlegenden Schlußfolgerung gelangt, 
daß die Sowjets im Wesentlichen auch im 
 Atomzeitalter an der klassischen Vernich- 
tungsstrategie festhalten, derzufolge der 
Weg zum Sieg über die endgültige Nieder- 
ringung der gegnerischen Streitkräfte 
führt. Darin liegt aber keineswegs eine 
‚Rückständigkeit” ... Auf die Erforder- 
nisse eines totalen Atomkrieges haben 
sich die Sowjets durch den Erwerb neuer 
Waffen wie durch die Revision ihrer 
Bi Kriegslehren vorbereitet. ... Daneben be- 
# hr; halten sie die verschiedensten Kapazitäten 


. 10) Vgl. vom Rez. „Kriegstheorie in Ost und West‘, 
„Wehrwissensch. Rundschau‘, Heft 2/59, S. 108 ff. 


j 11) Raymond L. Garthoff, Die Sowjetarmee, Wesen 
R und Lehre. 593 S., Markus Verlag, Köln 1955, 


Er 12) Raymond L. Garthoff, Sowjetstrategie im Atom- 
zeitalter. 318 S., Droste Verlag, Düsseldorf 1959, 


Er . 13) Herbert S. Dinerstein, Der Krieg und die Sow- 
# jetunion, Die Atomwaffen und der Wandel im mi- 
ur litärischen und politischen Denken der Sowjets. 
312 S., Kiepenheuer & Witsch, Köln—Berlin 1960. 
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Kriege hilfreich. war. Dazu hat Raymond - 


und als Standardwerk geachteten Quel- 


bei. 
bei jeder Art von Krieg die jeweilig 
zweckmäßigsten (!) Streitkräfte einzuset- 
zen, ohne sich durch Überspezialisierung, 
die nur eine eingeschränkte oder gar keine 
Wahl der Mittel zuläßt, die Hände zu bin- 
den« (S. 13 £.). Dieses Resultat wird im 
Gange der Untersuchung, die auf G.s 
Werk über Wesen und Lehre der Sowjet- 
armee aufbaut, einsehbar. Bei der Quel- 
lenwürdigung ist die Möglichkeit berück- 
sichtigt, daß Staatspropaganda und Zen- 
sur bewußt oder unbewußt dazu beige- 
tragen haben könnten, dem westlichen 
Leser ein falsches Bild zu vermitteln. G. 
gelangt allerdings zu der Überzeugung, 
daß seine Quellen insgesamt das rechte 
Bild ergeben, zumal »die neueste Kriegs- 
geschichtsschreibung, der Aufbau der der- 
zeitigen Streitmacht und die militärische 
Ausbildung vollauf im Einklang stehen 
mit der strategischen Konzeption und den 
aus ihr sich ergebenden Lehren, in denen 
die militärischen Theorien der Sowjets 
zum Ausdruck kommen« (S. 288). 


Dinerstein, der inseiner Zusammenfassung 
(S.292) vom Garthoffschen Resultat nicht 
sehr weit entfernt ist,lest im Gange seiner 
Untersuchung srößeren Wert auf die Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen sowje- 
tischen Kriegstheoretikern, Meinungsver- 
schiedenheiten, die es — für manchen 
vielleicht überraschend — durchaus gibt. 
Er glaubt immer wieder Anhaltspunkte 
für die im Untertitel seines Werkes ge- 
nannte Wandlung des Denkens unter dem 
Einfluß der neuen Mittel feststellen zu 
können. Es geht dabei um Nuancer der 
innersowjetischen Diskussion, u. a. hin- 
sichtlich der Bewertung der einzelnen 
Teilstreitkräfte. So wird eine These her- 
ausgearbeitet, derzufolge sich »die sowje- 
tische Beurteilung des strategischen Bom- 
benkrieges im Laufe des Jahres 1955 ra- 
dikal geändert hat« (S. 260). Eine derartige 
Änderung käme dann auf eine Anerken- 
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hi ‚ also auf eine 


führung hinaus, für die Garthoff durchaus 

keinen Anhaltspunkt gegeben sieht. Da 
D. andererseits die von Garthoff betonte 
klassische Vernichtungsstrategie mit dem 
Ziel der Niederringung der gegnerischen 
Streitkräfte nicht weiter im Schrifttum 
verfolgt, besteht zumindest die Möglich- 
keit, daß sie übersehen oder die entspre- 
chende Forderung in der Diskussion un- 
terbewertet wurde. 


Der Meinungsstreit zwischen westlichen 
Beobachtern der in der Sowjetunion herr- 
schenden militärisch-politischen Lehre 
könnte leicht in den Bereich der »Kreml- 
Astrologie« verwiesen werden, wenn nicht 
auch im Westen selbst starke Zweifel am 
Douhetismus, am atomaren »New Look« 
und an der zugehörigen Verseltungsstra- 
tegie aufgekommen wären. Wenn es um 
die Frage der Bewertung verschiedener 
Kriegsmittel, ihre Einschätzung nach 
Maßgabe der Tauglichkeit zum Kriege 
geht, muß der Krieg ins Auge gefaßt wer- 
den, nicht nur die Drohung, die ihn ver- 
meiden helfen soll. Man wird also, soweit 
die Einstellung der sowietrussischen 
Kriegstheoretiker in Rede steht, mehr 
wissen wollen über die Gründe ihres ganz 
offensichtlichen Zögerns, von der alten 
Vernichtungsstrategie abzugehen und den 
neuen, insbesondere den atomaren Mit- 
teln zu trauen. Hier erhält ein Beleg be- 
sonderes Gewicht, den Garthoff in Über- 
setzung aus dem Russischen gesondert 
herausgegeben hat. 


Es handelt sich um drei Arbeiten des 
sowjetrussischen Generals und Militär- 
wissenschaftlers G. J. Pokrovsky%. 
Der Verf. bekennt sich, wie selbstver- 


14) G.I. Pokrovsky, Science and Technology in Con- 
temporary ‘War. 180 S., Stevens & Sons, London 1959. 
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ständlich, le 
de und Überschätzung der Luftkrieg- 


Linie, die die Sowjetunion vertritt. Eben- 
so selbstverständlich ist seine Ablehnung 
des »Kapitalismus« und der »Bourgeoisie« 
sowie ihrer Weltanschauung und ihres 
Wissenschaftsbegriffs. Seine Auffassung. 
vom Wesen des Krieges und vom Zweck 


der Militärwissenschaften kommt aller- 
dings der der klassischen kontinentalen 


Kriegstheorie oft so nahe, daß es schwer- 


fällt, die hier aufgewiesenen Gegensätze 


zur »Bourgeoisie« und die Kritik an deren 
Militärwissenschaft als eigentlich marxi- 


stisch-leninistisch anzusehen; diese Kritik 


jedenfalls gemahnt an kriegstheoretische 
Kontroversen, die vor mehr als einem 
Jahrhundert ausgetragen wurden. 


Ein »Atomzeitalter« grundstürzend neuer 
Verhältnisse und Bedingungen erkennt 
der Verf. nicht an; die gegenwärtige Zeit 
gehört einem Zeitalter an, das marxistisch 
gesehen das »Maschinenzeitalter« ist 
(S. 11). Was sich geändert hat, entspricht 


also den schon vor der ersten atomaren 


Detonation vorhanden gewesenen Bedin- 
gungen und Entwicklungsmöglichkeiten. 
Ebenso, wie sich der Verf. gegen die »for- 
malistische« Übernahme von Kriegserfah- 
rungen aus früheren Epochen wendet, 
lehnt er auch die glatte Verleugnung ih- 
res Wertes zugunsten des angeblich 
»Neuen« ab und fragt, was überhaupt das 
Neue sei (S. 12). Bei seinen Feststellun- 
gen folgt der Verf. insofern der »kapitali- 
stischen«, nämlich angelsächsischen 
Übung, daß er die als neuartig erkannten 
Fernwaffen als »strategische« Waffen 
kennzeichnet; so jedenfalls in der Über- 
setzung. Daß es nach Clausewitz keine 
strategische Waffe gibt, sei hier am Rande 
vermerkt. Höchst interessant ist nun al- 
lerdings die Bewertung des neuen Mittels. 
Die Meinung, daß »strategische Waffen« 
für sich genommen einen Krieg entschei- 
den könnten, verwirft er als pseudowis- 
senschaftlich und bloße Folge einer ge- 
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dialcktisch-materialisti- Be. 
schen Schule und zur großen politischen 


danklichen Konfusion.« 


ENT, 
strategische 
Waffen müssen als Teil der Bewaffnung 
der Streitkräfte betrachtet werden, ... der 


? ‚ aber nicht irgend ein anderes Mittel des 


Gefechts ersetzt oder verdrängt« (S. 70). 


. Deshalb widerspricht P. auch mit aller 


Entschiedenheit der Annahme, im Zeichen 
des technischen Fortschritts trete eine 
Wertminderung des Kämpfers und der 


- Kampfmoral ein. Er stellt fest, daß im 


Gegenteil eine Aufwertung des Menschen 
als Arbeiter und als Kämpfer stattfinde, 
eine Distanzierung von der Technik, die 
ihn »von sklavischer Abhängigkeit gegen- 
über der Maschine befreit und Bedingun- 
gen schafft, die das wertvollste im Men- 


- schen, den Gebrauch seines schöpferischen 


und kritischen Denkens und seiner Ein- 
bildungsskraft, die Fähigkeit wissenschaft- 
licher Voraussicht und die Regelung sei- 
nes Vermögens, die Technik zu beherr- 


schen, begünstigen« (S.88). Dem entspricht 


auch der gegen eine Überschätzung der 


' Bewaffnung gerichtete Satz: »Die sowje- 


tische Militärwissenschaft, die keineswegs 
die Bedeutung der Bewaffnung unter- 


“schätzt, ist auf den Glauben gegründet, 
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Ausgang der Kriege entscheiden« (S. 94). 
Soweit die Rezension dieser bei unter- 
schiedlichem Umfang durchweg gewich- 
tigen Werke. Es zeigte sich, daß die Zwei- 
felsfragen an das neue Mittel immer dann 
am stärksten waren, wenn der politische 
Zweck seines kriegerischen Einsatzes mit- 
bedacht wurde. Die nüchterne Frage der 
Zweckmäßigkeit, hier der Kriegstauglich- 
keit ist geeignet, den Nymbus eines 
»Atomzeitalters« grundlegend neuer mili- 
tärisch-politischer Verhältnisse schwin- 
den zu lassen. Inzwischen sind neue, un- 
zweifelhaft bedeutende Erfindungen ge- 
macht worden, die es nahelegen könnten, 
statt vom »Atom-«, nunmehr vom »Welt- 
raumzeitalter« zu sprechen. Das mag da- 
hinstehen. Die rasche Aufeinanderfelge 
der Epochen legt jedenfalls die Vermu- 
tung nahe, daß es sich bei der Bestim- 
mung des »Atomzeitalters«e um eine 
schlichte Verwechslung von Epoche und 
Episode gehandelt habe. 
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daß die höchst perfektionierte Technik an E 
sich keinen Sieg im Kriege gewinnen 
kann, und daß es Menschen sind, die den 
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Am Bambusvorhang 


Conrad Oehlrich (Bonn) 


Südostasien 


wischen dem sowjetrussischen Eiser- 

nen Vorhang und seiner asiatischen 
Fortsetzung, dem rotchinesischen Bambus- 
vorhang, einen Unterschied nach Dichte, 
Festigkeit oder Elastizität konstruieren 
zu wollen, wäre zweifellos verfehlt, Ein 
Unterschied ist indessen augenfällig. Im 
westeuropäischen Vorfeld des Eisernen 
Vorhangs gibt es nur wenige neutrali- 
stische Flecken. Dagegen überwiegt im 
Vorfeld des Bambusvorhangs der Neu- 
tralismus, während nur wenige antikom- 
munistische Haltepunkte vorhanden sind. 
Aus dieser Sachlage könnte geschlossen 
werden, daß das Vorfeld des Bambusvor- 
hangs, also Südostasien, stärker als West- 
europa in Gefahr ist, vom Kommunismus 
majorisiert zu werden, Machtpolitisch lie- 
gen die Verhältnisse hier anders als im 
Vorfeld des Eisernen Vorhangs, Nördlich 
des vom Kommunismus niedergelassenen 
Vorhangs liegt die größere Geschlossen- 
heit, die größere Waffenstärke und zwei- 
fellos auch die größere Bereitschaft zu 
bewaffneten Abenteuern. Da die neutra- 
listischen Staaten zu einer gleichwertigen 
Rüstung weder willens noch fähig sind, 
scheint hier in Südostasien in der Tat mi- 
litärisch und politisch eine Gefahren- 
quelle zu liegen, die durch schwierige 
Grenzverhältnisse und gegensätzliche hi- 
storische Herrschaftsansprüche noch er- 
schwert wird. 


Dazu kommt, wie das Beispiel Laos ge- 
nauso zeigt wie der Fall Tibet, daß für 
die doppelzüngige kommunistische Ter- 
minologie eine verwerfliche Aggressivi- 
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tät dort gegeben ist, wo, notfalls mit Hil- 
fe der westlichen Staaten, die Verteidi- 
gung der bestehenden Verhältnisse ver- 
sucht wird, während es sich bei kommu- 
nistischen Aktionen terminologisch um 
die legitime Befreiung unterjochter Völ- 
ker von ihren imperialistischen Unter- 
drückern handelt. 


Die Frage demgegenüber lautet, ob die 
Konsistenz Südostasiens Kräfte birgt, die 
die kommunistische Infiltration immuni- 
sieren, oder ob dieses Gebiet dem kom- 
munistischen Machtbereich verfällt, so- 
bald die kommunistischen Machthaber 
den Zeitpunkt für gekommen erachten, 
ihre Armeen antreten zu lassen. 


Das Interese an dieser weltpolitisch 
überaus wichtigen Frage erhellt aus der 
Tatsache, daß dem Bereich Südostasien 
neuerdings viel forschender Eifer zuteil 
wird. Neben dem Buch von Wolfgang 
Appel: »Südostasien im Brennpunkt der 
Weltpolitik«, W. Leifer: »Asien, Erdteil 
der Entscheidung« und »Weltprobleme am 
Himalaya«, Heinrich Bechtoldt: »Indien 
oder China«, E, Budewig: »Wird Asien 
rot?« und E. I. Solich: »Die Überseechine- 
sen in Südostasien« sind vor allem- einige 
einschlägige angelsächsische Untersu- 
chungen zu erwähnen !!), Solchen fundier- 


1) Vor allem sind dies: C.E. Buss „Southeast Asia 
end the world to-day‘‘ (1958); ‚Collective Defence 
in South East Asia‘ (1956); R. Emerson ‚Represen- 
tative Government in Southeast Asia‘ (1955); R.H, 
Fifield „The Diplomacy of Southeast Asia 1945-1958‘ 
(1958); M.D. Kennedy ‚A short History of Com- 
munism in Asia‘ (1957); J. Brimmel ‚„Communism 
in Southeast Asia‘ (1959); Charles Wolf ‚Foreign 
Aid: Theory and Practice in Southern Asia‘‘ (1960). 
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I dplemausschnitt gewidmet ist, das aber 
gleich die gesamte Problematik Südost- 
asiens erfaßt. Diese von der Rand-Cor- 
ee poration, der Forschungsorganisation der 
S-Luftwaffe, getragene Untersuchung 
umfaßt die Arbeiten von T. über den 
 Gesamtraum, von Thomson über Birma, 
Ei, von Wilson über Thailand und von Sacks 
über Viet Nam. Zusammenfassend glaubt 
 _T. als Ergebnis dieser mit amerikani- 
scher wissenschaftlichker Gründlichkeit 
urchgeführten Untersuchung folgendes 
feststellen zu können: »Die Ereignisse der 
tzten zehn Jahre haben allmählich aber 
sicher die Kommunisten aus der natio- 
' nalmarxistischen Gruppierung eliminiert. 
Die politische Führung von heute kann 
sich, wenn sie es will, deutlich identifizie- 
_ ren und gegen den internationalen Kom- 
unismus absetzen. Sofern sie dieses 
nicht tut, tut sie es absichtlich, was auch 
_ immer der Grund dafür sein mag. 
Was sich in Südostasien herauszubilden 
scheint, ist eine tropische Variante des 
' skandinavischen Beispiels, Plangemäßes 
wirtschaftliches Wachstum und soziale 
Wohlfahrt mit starker Betonung von Er- 
ziehung und kultureller Erneuerung be- 
gleiten und fördern eine Grundausrich- 
tung, die auf westlichen Faktoren wie De- 
_  mokratie und Sozialismus und einheimi- 
schen Faktoren wie Nationalismus und 
Kultur beruht« (S. 299). 


Solche Folgerungen mögen ebenso beru- 
higend sein, wie die friedliche Grenz- 
berichtigung zwischen Rotchina und dem 
wohl gefährdetsten Glied der Staaten- 
welt am Bambusvorhang, Birma, dessen 
Gefüge und jüngste Geschichte für west- 
liche Asienkenner in den letzten Jahren 
ein bevorzugtes publizistisches Thema 


2 2 2) Frank N. Trager: Marxism in Southeast Asia, A 
Study of Four Countries, 381 S., Stanford Univer- 
sity Press, Stanford, Cal, 1959. 
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die ee indisch Le C 


. schen Macht in Indien gebildet hatte, wo- 


Beobachter der asiatischen Sene it 
schweren Besorgnissen erfüllt hätten, 


Tibet 


Nach seiner eigenen Auffassung »das 
Dach der Welt« und eine Welt für sich; 
ein Priesterstaat, der mit seinen eigenen 
Gewohnheiten und Mythen vollauf be- 
schäftigt ist, sofern nicht chinesische oder 
britisch-indische Machthaber die Selbst- 
gefälligkeit störten; das war Tibet. Heute 
bildet es einen Teil des rotchinesischen 
Reiches, Nachdem Tibet lange Zeit einen 
Puffer zwischen China, der russischen 
Expansion in Zentralasien und der briti- 


bei es seinen Anspruch auf Souveränität 
immerhin nicht einbüßte, riskierte Rot- 
china die Usurpierung dieses Gebiets So- 
gar auf die Gefahr hin, die Glaubwürdig- 
keit seiner gesamten Politik durch den 
eklatanten Verstoß gegen die Fünf Prin- 
zipien zu gefährden und in Gegensatz zu 
Indien zu geraten, das wegen seiner Si- 
cherheit an einem eigenständigen Tibet 
ebenso interessiert blieb, wie es vorher 
Großbritannien gewesen war. 


Die rotchinesische Gewaltanwendung ge- 
genüber Tibet hat für Asien tiefgreifende 
Wirkungen gehabt. Indien ist mit Nach- 
druck auf die Notwendigkeit einer star- 
ken »Wacht am Himalaya« hingewiesen 
worden, indem es gleichzeitig zu einer di- 
rekten Auseinandersetzung mit China 
über den Verlauf seiner Nordgrenze ge- 
zwungen wurde. So schwer diese Störung 
des asiatischen Staatensystems ist, so un- 
gleich schwerer sind die Folgen der chi- 
nesischen Machtergreifung für Tibet 
selbst. Trotz aller verzweifelter Auf- 
standsversuche besteht der Staat Tibet 
nicht mehr. Der Dalai Lama ist geflüch- 
tet, wie die führenden Kräfte aus ande- 
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E. Hierarchie, der Priester, der Mönche und 


eimfielen. Über das eine entsprechende komplizierte Relation. 


Er sr de im = Lande verbliebenen 


der Klöster dürften schwerlich Zweifel 
bestehen. Das tibetanische Tibet, das 
Land der Gebetsmühlen und der sakra- 
len Einrichtungen gehört restlos der Ver- 
gangenheit an, Die Sinesierung und Bol- 
schewisierung des »Dachs der Welt« läuft 
auf vollen Touren, und wer künftig über 
Tibet schreibt, wird sich mit diesem Vor- 
gang zu beschäftigen haben. 


Es ist daher zu begrüßen, daß gerade jetzt 
das Buch von E. E. Koch)?), das vielleicht 
fundierteste Werk über die Institutionen 
dieses Priesterstaats, erschienen ist. Mag 
an K.s Buch im Einzelnen auch mancher- 
lei zu bemängeln sein, so bleibt die Fest- 
stellung, daß ein solcher monographischer 
Versuch ein begrüßenswertes Vorhaben 
ist, einen Überblick über die Geschichte 
Tibets zu liefern und dabei vor allem die 
Geschichte der bisherigen vierzehn Dalai 
Lamas, der sich um diese Inkarnation 
gruppierenden Hierarchie, die ihre Vor- 
stellungswelt beherrschenden Dämonen 
und die zur Zähmung dieser Dämonen er- 
forderlichen umständlichen Riten zu ge- 
ben. Der Verf. ist auf Grund jüngst er- 
schlossener alter Quellen wie der »Gehei- 
men Geschichte der Mongolei« und der 
»Blauen Chronik« der alten tibetanischen 
Lama-Religion nachgegagnen: einem al- 
ten asiatischen Schamanen-Zauber-Glau- 
ben, der um das Jahr 800 unter dem Ein- 
fluß des Buddhismus in seine spezifischen 
Bahnen gelenkt und im 15. Jahrhundert 
reformiert wurde, wobei die Inkarnatio- 
nen begannen: eine uns fast skurril an- 
mutende Daseinsform, die die in ihr vor- 


3) Erwin Erasmus Koch, Auf dem Dach der Welt, 
Tibet, Die Geschichte der Dalai Lamas. 317 S., 
Nest-Verlag, Frankfurt 1960. Das Werk ist mit vie- 
len bemerkenswerten Fotos ausgestattet, 
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setzt hat. A 


Neben diesem Werk steht die aktuelle i ) 


politische Entwicklung im Vordergrund 
der anwachsenden Literatur über dieses 
Land, die mit einigen Erlebnisberichten 
von Harrar, Ford und Lowell Thomas 
einsetzte, sich dann aber sehr gründlich 

mit der neueren Entwicklung ausein- 
andersetzte ®). ER 


der »Times of India«, die Rückwirkungen 
der chinesischen Tibetpolitik sehr genau Ri 
Enz während das andere über- E 


1950 behandelt, wobei die einleitenden 
Teile zu gedrängt und zu wenig genau 
sind und kein Verständnis gegenüber der 


britischen Tibetpolitik festzustellen ist. ’ 


Er 


Zwei weitere Werke sind hier noch zu er- 
wähnen. Das Buch von Peter Fleming’) 
ist eine Historie der britischen Expedition 
von 1904 nach Tibet, die mit dem Namen 
Younghusband verbunden ist, ein mehr 
erzählendes als historisch-untersuchendes 
Werk, das über eine immer wieder im 
Zusammenhang mit der völkerrechtlichen 
Lage Tibets erwähnte Aktion der britisch- 


4) Vor allem sind hier folgende Werke zu nennen: 

Frank Moraes, The Revolt in Tibet. 223 S., Mac- 

millan, New York 1960; Noel Barber, The Flight of Vaml 
the Dalai Lama. 160 S.. Hodder and Stoughton, Lon- A 
don 1960 (deutsch bei List in Frankfurt); Pedro en > 
Carrasco, Land and Polity in Tibet. VII, 307 S., SR 
University of Washington Press, Washington 1959; ; 
The Question of Tibet and the Rule of Law. 208 S., 

Genf, International Commission of Jurists 1959; ; 
Girilal Jain, India meets China in Nepal. 177 S., Eh ; 
London, Asia Publishing House 1960; Tibet Dis- BR: 
appears, A Documentary History of Tibets Inter- ’ 
national Status, The great Rebellion and its After- So 
math. XV, 474 S., London, Asia Publishing House ” 
1960. 

5) Peter Fleming, Bayonets to Lhasa. 319 S., Harl- 

Davis, London 1961. 
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indischen Politik berichtet. Das andere 
stammt aus der Feder der linksstehenden 
und zu den kommunistischen fellow-tra- 
vellers zählenden Anna Louise Strong), 
die auf ihre alten Tage auf Einladung der 
‚rotchinesischen Regierung eine Reise nach 
Tibet riskiert hat und sich für die Unter- 
stützung, die ihr Peking zuteil werden 
ließ, mit einem Pamphlet über den über- 
holten tibetanischen Priesterstaat und 
eine Eloge über die chinesische Befreiung 
des Landes revanchiert hat. Wenn jemand 
eine solche Reise tut, dann muß er eben 
so etwas erzählen. 


Indonesien 


'Die Weite des südostasiatischen Raumes 
und die Situation am Bambusvorhang 
wird vielleicht am besten erhellt durch 
sein südöstlichstes Gebiet, nämlich Indo- 
nesien. Wenn es für politisch interessierte 
Menschen notwendig ist, sich über die 
h; einzelnen Mitglieder der immer zahl- 
. reicher werdenden Staatenwelt möglichst 
genaue und spezifische Vorstellungen zu 
verschaffen, so verlohnt sich ein solches 
Vorhaben besonders für den weitläufigen 
Staat Indonesien, wie Erwin Schu- 
macher’), ein mit der Public-Rela- 
tions-Arbeit für Indonesien betrauter 
—— Kenner Südostasiens, in der Einleitung 
(S.9) seines jüngst erschienenen Werkes 
schreibt: »Es lohnt, sich mit dem Volk 
Indonesiens zu befassen, weil es wohl das 
heiterste, liebenswerteste und deutsch- 
freundlichste in Asien ist. Und es geht uns 
noch mehr an, weil der Staat Indonesien 
an einer entscheidenden Nahtstelle zwi- 
schen Ost und West liegt; weil er seit zehn 


6) Anna Louise Strong, When Serfs stood up in 
Tibet. 326 S., New World Press, Peking 1960. 


7) Erwin Schumacher, Indonesien heute. 234 S., 
Nest-Verlag, Frankfurt 1960. 
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Gase von den beiden großen Macht- 


blöcken dieser Welt heiß umworben wird; 
weil Indonesien der beste Handelspartner 


Deutschlands in Südostasien ist, ein Land, 
das auf Grund seiner unermeßlichen 
Bodenschätze noch eine große Zukunft 
hat, auch für deutsches Kapital ).« 


Mit der erklärten Absicht, vor allem das 
deutsche Publikum über die unterschied- 
lichen Regionen und vielschichtigen Pro- 
bleme des nach 1945 durch den Präsiden- 
ten Sukarno von der holländischen Kolo- 
nialherrschaft befreiten Viel-Insel-Staates 
in möglichst sachlicher Weise zu unter- 
richten, geht der Verf. an seine Aufgabe 
heran und behandelt nach einem kurzen 
historischen Apergu Land und Leute, 
den Staat und seine Organe, die Kultur, 
die Presse, die politischen Parteien und 
— last not least — die Wirtschaft Indone- 
siens. Viele gut ausgewählte Fotos illu- 
strieren die Darstellung. Das Buch will 
informieren und tut es auch, indem es be- 
wußt darauf verzichtet, weder die reiz- 
volle Wunderwelt der 3000 Inseln dem 
Leser beschreibend vorzuführen noch die 
Problematik, die einem so komplexen 
jungen Staat notwendigerweise anhaftet, 
mehr als zu streifen. Als sachliche und 
zuverlässige Information ist somit das 
Werk außerordentlich zu begrüßen. 


Ganz anderer Art ist das Werk von Louis 


8) Vgl. auch S.11:, ‚Dieses Buch soll Sachwissen 
vermitteln und auch in späteren Jahren noch als 
zuverlässiges Nachschlagewerk dienen, Aus diesem 
Grunde berücksichtigt es bewußt nur Fakten, die 
nicht. zeitgebunden sind, während es die im Fluß 
befindlichen Tagesereignisse unberührt läßt, Der 
Verfasser ist sich dessen bewußt, daß der ihm ge- 
steckte Rahmen nur eine unvollkommene Darstel- 
lung der einzelnen Sachgebiete zuläßt und ihn zu 
einer Auswahl gezwungen hat, die zweifellos in die- 
sem und jenem Punkte Anlaß zu Kritik geben mag. 
Er hat aber den ehrlichen Versuch unternommen, 
das Wesentliche herauszuarbeiten und das Ganze 
frei von propagandistischen Tendenzen zu formu- 
lieren.‘‘ 


696 


Fischer°) über Indonesien. F. gehört 
zu den wenigen Publizisten, die sich als 
Weltreporter einen Namen gemacht ha- 
ben. Er hat über sehr unterschiedliche 
Länder mit einem außergewöhnlichen, 
wie man zu sagen sich angewöhnt hat, 
»Gespür« für die Zusammenhänge ge- 
schrieben und ist an das Thema Indone- 
sien nicht nur mit diesem »Gespür« und 
mit reichhaltigen Vergleichsmöglichkei- 
ten, sondern auch mit der Fähigkeit 
herangegangen, die richtige Information 
vom richtigen Mann zu bekommen, zumal 
wenn man ein so renommierter Journalist 
und Autor ist. Diese Qualifikation des 
Verf. bedeutet zugleich eine Bewertung 
des Buches, dessen Reichtum an sach- 
lichen Informationen, persönlichen Ein- 
drücken und perspektivischen Durchblik- 
ken schwerlich zu erschöpfen ist. 


Es ist selbstverständlich, daß angesichts 
des unterschiedlichen Ausgangspunktes 
F.s Buch weniger optimistisch klingt als 
das von Schumacher. So schreibt F. ab- 
schließend: »Indonesiens Kampf um die 
Unabhängigkeit war ein vulkanischer 
Ausbruch völkischer Energie und Begei- 


9) Louis Fischer, Indonesien, Vergangenheit und 
Gegenwart. 459 S., Safari-Verlag, Berlin 1960. Als 
weitere neuere Arbeit kann erwähnt werden A.E. 
Johann, A la Indonesia, Sorgen und Hoffnungen 
eines unfertigen Landes. 384 S., Sigbert Mohn Ver- 
lag, Gütersloh 1961. 
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_ sterung, weil er Hoffnungen verhieß nad 
Millionen des Volkes umfaßte. Der Elan 


ist geschwunden und die Hoffnungen sind 
getrübt, aber weniger infolge der Unter- 
drückung | 
Holländer wurden niemals in gewaltigen 
Schlachten bekämpft; die Indonesier führ- 
ten einen Kleinkrieg, in dem es dem 


Gruppenführer und selbst dem einzelnen 


Soldaten oblag, nach eigenem Entschluß 
zu handeln. Das war der indonesischen 
Persönlichkeit angemessen. Es läßt sich 
auf Wirtschaft und Politik übertragen. 
Der beste Leiter eines industriellen Be- 
triebes tut selbst am wenigsten und läßt 
andere das meiste tun. Das ist auch der 


Sinn einer nationalen Führung. Regie- 


rungsbeamte brauchen nicht einen Finger 
in jeden Brei zu stecken. Das Wichtigste 
ist, daß der Brei bereitet wird und daß 
das Volk ihn verspeist, wann und wie es 
wünscht. Die Indonesier auf der guten 
Erde Indonesiens sollten im übrigen nicht 


angehalten werden, ihren Brei im Him- 


mel oder in der nächsten Generation zu 
erwarten. Die Lebenden haben teuer für 
die Vergangenheit bezahlt — sollen sie 
auch für die ungeborene Zukunft be- 
zahlen? 


l 


Asien und Afrika werden bald entdecken, 
daß Nationalismus nicht genügt und daß 
kein Ismus befriedigt. Der eigentliche 


Zweck der Politik ist der Mensch« (S. 452). 


698 


individueller Initiative. Die 


Erich Matthias und Rudolf Morsey 
i (Hrsg.): Das Ende der Parteien 1933. 
Ber 816 S., Droste-Verlag, Düsseldorf 1960. 


Die Veröffentlichung des von der Kom- 
mission für die Geschichte des Parlamen- 
rismus und der Politischen Parteien als 
estschrift zum 75, Geburtstag des um 
diese Kommission hochverdienten, jüngst 
rstorbenen Alfred Hermann herausge- 
benen Sammelwerks über das Ende der 
arteien macht eines der wichtigsten zeit- 
seschichtlichen Forschungsunternehmen 
der letzten Jahre einer breiteren Öffent- 
chkeit zugänglich, Damit schließt sich zu- 
eich eine hinderliche Lücke in unserem 
Wissen vom Auflösungsprozeß der Wei- 
marer Republik, der hier aus der Per- 
 spektive des deutschen Parteiwesens 
_  machgezeichnet wird. 


Es schmälert die Bedeutung des vorlie- 

. genden Bandes nicht, wenn man fest- 
stellt, daß nicht alle Beiträge des Sam- 
melwerkes dasselbe wissenschiaftliche Ni- 
' veau halten. Hans Booms‘ Bericht über 
_ die Deutsche Volkspartei hätte man sich 
_ ausführlicher gewünscht. Er läßt die In- 
 tensität in der Präsentation des Stoffes 
vermissen, wie sie andere Beiträge be- 
' sitzen, vertröstet aber gleichzeitig auf eine 
. spätere umfassendere Darstellung. Ge- 
wichtiger sind die Bedenken bei Karl 
_ .  Schwends Schilderung der Bayeri- 
E. schen Volkspartei. Ein an den Ereignissen 
‚selbst unmittelbar Beteiligter läßt hier 
 allzusehr die apologetische Bemühung er- 
kennen und bezieht überdies im Gegen- 
satz zu den anderen Autoren die Breite 
der seitherigen wissenschaftlichen For- 
ee) schung zu seinem Gegenstand nicht in die 
“ Erörterung mit ein, Siegfried Bahne hat 
sichtlich Mühe, seinen mit großer Sorg- 
falt über die KPD zusammengetragenen 

E> Stoff darstellerisch zu formen und in eine 
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Den Beitrag über die 


nv 


partei haben Erich Ma tthia Ss Se Ru- 
dolf Morsey gemeinsam verfaßt, was 


offenbar der ausgeprägten wissenschaft- 


lichen Individualität der beiden Autoren 
nicht genügend darstellerischen Spiel- 
raum gelassen hat. 


Aber die drei Hauptakteure der deutschen 
Parteipolitik vor 1933, SPD, Zentrum und 
Deutschnationale haben in Erich Matthias, 
Rudolf Morsey und Friedrich Frhr, Hiller 
von Gaertringen hervorragende Bearbei- 
ter gefunden. Bei ihnen verbindet sich 
ein hohes Maß wissenschaftlicher Akribie 
mit darstellerischer Kraft, die vor allem 
bei dem gewichtigsten Beitrag, dem von 
Morsey über das Zentrum, zu dramati- 
scher Wirkung gekommen ist. Gut aus- 
gewählte Quellen nach nahezu jedem Ka- 
pitel machen das Werk auch zu einer ein- 
dringlichen Dokumentation, die eine 
Nachprüfung der Interpretation der 
Autoren erlaubt und gleichzeitig die un- 
mittelbare Begegnung mit den histori- 
schen Vorgängen ermöglicht. Nützlich ist 


.. ferner die von Alfred Milatz am Schluß 


gegebene Zusammenfassung über die 
Wahlbewegung seit (dem 14, September 
1930, die gewissermaßen den statistischen 
Untergrund des Ganzen liefert. Der Voll- 
ständigkeit halber hätte sich ein weiteres 
Kapitel über die sonstigen Parteibildun- 
gen der Weimarer Endzeit, auch der Split- 
tergruppen, empfohlen. Damit wäre ein 
zusätzliches Beweisstück für die Misere 
deutschen Parteiwesens vor Hitler gelie- 
fert worden. 


Das Elend der politischen Parteien fixiert 
zu haben, ist das eigentlich wissenschaft- 
liche Verdienst des Buches. Jede einzelne 


dargestellte Gruppe erweist in ihrer 


Variante die allgemeine Schwäche. Staats- 
partei und Volkspartei stellen in beson- 
derem Maße das Problem (des Wähler- 
schwundes, Versuchte Fusionierungen 


700 


EEE TEEN 


a 0 pin De Sn 0 aa le a a a 


tn Sa 


7 
Da U 


TREE 


3 
r 
e 
E 


Dr 
> 


ht zuletzt en 


es auch dabei bei halben Maßnahmen 
blieb. Man könnte sich auch kaum vor- 
stellen, wie dadurch der Verlust der sozia- 
len Basis hätte verhindert werden können. 
Unabweisbar schien sich auch "bei den 
liberalen Parteien das Bedürfnis zu regen, 
sich am stärkeren Pol des National- 
sozialismus, oder vielmehr dem, was man 
dafür hielt, zu orientieren. Das Leitbild 
vom obrigkeitlichen Staat über den Par- 
teien überlagerte einmal mehr die demo- 
kratischen Prinzipien. Gerade die libera- 
len Parteien demonstrierten, wie sehr die 
deutsche Demokratie 1933 auch von ge- 
danklicher Auszehrung befallen war. 


Die Sozialdemokraten dagegen standen 
vor den Fragen, die ihnen ihre starke 
Bindung an die eigenen Traditionen auf- 
gaben. Diese waren freilich, wie Mat- 
thias zeigen kann, vielfach zu Klischees 
erstarrt. »Das durch und durch konserva- 
tive Organisationsdenken führt zu einer 
Überschätzung der eigenen Kraft, fördert 
Selbstgenügsamkeit und Selbstzufrieden- 
heit, macht blind gegen die wirklichen 
Bedrohungen und lähmt die politische In- 
itiative, weil die als Ziel an sich emp- 
fundene geschlossene Erhaltung der Or- 
 ganisation höher steht als jeder risiko- 
reiche politische Einsatz« (S. 197). M. 
dringt tiefer ein als die anderen Autoren, 
wenn er zum Abschluß seines Berichts die 
der Situation nicht gemäßen Normen im 
Verhalten der SPD anzugeben vermag, 
um damit die reine historische Erzählung 
mit Hilfe einer sie wertenden Begrifflich- 
keit zur soziologischen Analyse zu erwei- 
tern. Bei allem Respekt, den M. den letz- 
ten isolierten Verteidigern der Weimarer 
Ordnung beim Ermächtigungsgesetz er- 
weist, liest sich seine Schilderung doch als 
ein einziges Verdikt gegen eine ihrer Auf- 
gabe nicht gewachsene Führung. Die Kri- 
tik konzentriert sich vor allem auf das 
Verhalten der Sozialdemokratie am 20. 
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der Partei a gewesene Berei 
schaft zum gewaltsamen Widerstand de- 
tailliert zu belegen, Die bloße Hinnahme 
des Papenschen Kraftakts hat freilich 
dann zu einer um so resignierteren 
Stimmung geführt, Auch auf das Verhält- 


neue Licht. Die doppelte Frontstellung der 
SPD ist zweifellos eine wesentliche Ur- 


sache ihrer mangelnden Zielstrebigkeit 


gewesen und darf auch im Falle des 20. 
Juli 1932 als ein starkes Entlastungsmo- 


ment gelten. 


Ein besonderer Wert der Darstellung von 
M. liegt in dem Nachdruck, mit dem sie 


in den Etappen des Parteiniedergangs { 
gleichwohl die Kräfte sichtbar zu machen 
versteht, die dem scheinbar unaufhalt- e 
samen Prozeß sich entgegenzustemmen 22 


versuchten und in einer Neuorientierung 


y 


ihrer politischen Haltung zugleich Zu 3 


neuen Formen des Handelns vorzustoßen 


sich bemühten. Den jungen aktivistischen ; 


Kräften in Eiserner Front, Reichsbanner 
und Sozialistischer Arbeiterjugend ge- 
hört seine Sympathie. Die Generation der 
Julius Leber, Carlo Mierendorff und 
Theodor Haubach hat das Fiasko einer 
ganzen 
beitet und damit eine wesentliche Vor- 
aussetzung für eine prinzipielle Opposi- 
tion während des Hitler-Regimes geschaf- 
fen. Man ermißt jetzt erst voll, was es für 
die nach 1945 neu anfangende SPD be- 
deutet haben muß, diejenigen nicht mehr 
zur Verfügung zu haben, die schon 1932/33 
an diesem Neuanfang arbeiteten. M.s Stu- 
die endet mit dem Übergang zur Illega- 
lität, Sie schildert auch noch die Anfänge 
des organisierten Widerstandes innerhalb 
des freiheitlichen Sozialismus. Auch dabei 
waren schmerzliche Erfahrungen persön- 
lichen und institutionellen Versagens zu 
machen, wie andererseits gerade in der 
Märtyrersituation die eigenen politischen 
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Parteitradition bewußt verar- 


Glaubensüberzeugungen die Leidenden 
"und Hoffenden mit neuer Kraft zu er- 


füllen vermochten. 


Stehen bei Matthias naturgemäß organi- 
satorische und institutionelle Erwägungen 
im Vordergrunde, wie sie der großen Be- 
deutung Ides Apparates in der Geschichte 
der SPD entsprechen, so konzentriert 


Morsey s Bericht über das Zentrum den 
- Blick auf die persönlichen Fiaktoren. Daß 


sich das in der Darstellung selbst vielfach 
nur in Andeutungen ausgewirkt hat, ent- 
spricht der Redlichkeit eines wissenschaft- 
lichen Bemühens, das um noch viel Unbe- 


kanntes und Ungesichertes weiß, Die 


Autoren 'des Bandes haben sich überdies 
insgesamt von allem pharisäerhaften 


re Richtertum freigehalten. Um so glaub- 


würdiger ist ihr Befund. M. mußte die 
Rolle des Prälaten Kaas in den Mittel- 
punkt rücken, der seither erst recht die 
Aufmerksamkeit der Forschung wie der 
politischen Publizistik auf sich gezogen 
hat, Das bisher noch kaum gestreifte Ver- 


‚hältnis Brünings zu Kaas, die Stellung 


Brünings innerhalb der Partei und sein 
Verhältnis zu ihr, erfahren eine erste um- 
fassendere Darstellung. Seit 1928 ent- 
fernte sich das Zentrum immer mehr von 
den Grundlagen des Weimarer Kompro- 
misses, kehrte zu Vorkriegshaltungen zu- 
rück und lieferte damit im  parteipoliti- 
schen Bereich ein Pendant zur prä- 
sidialstaatlichen Tendenz Was immer 
wieder als Rechtswendung des Zentrums 
etwas pauschal apostrophiert wird, ist bei 
M. nun sorgfältig erläutert und stofflich 
belegt. Ausführlich befaßt sich der Ver- 
fasser mit den umstrittenen Verhandlun- 
gen zwischen Zentrum und Nationalsozia- 
lismus im Jahre 1932, die sich als Kehr- 
seite der scharfen Zentnumsopposition ge- 
gen Papen erweisen. Ein handfester Op- 
portunismus tritt dabei zu Tage, der 
neben dem Primat eines kirchlichen 
Sicherungsbedürfnisses für die letzte 
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Phase der Zentrumsp litik 


überhaupt 
charakteristisch ist. ; 


Wie alle Beiträge des Sammelwerkes be- 
faßt sich auch der M.sche intensiv mit 
‚dem Ermächtigungsgesetz. Wenn auch für 
(die Motive des Zentrums noch Fragen ge- 
nug offenbleiben, der faktische Vorder- 
grund scheint jetzt doch gründlich ausge- 
leuchtet. In der allerletzten Etappe vor 
dem ruhm- und widerstandslosen Ende 
dieser traditionsreichen Partei muß der 
Einfluß des deutschen Episkopats wie des 
Vatikans im Zusammenhang mit den 
Konkordatsverhandlungen ein erheblicher 
gewesen sein, Jetzt wird die seither schon 
problematische Figur Kaas noch undurch- 
sichtiger. Leider fließen gerade für diese 
letzte Zeit die Quellen besonders spärlich, 
Man möchte nur hoffen, daß Brüning bald 
sein bisheriges Schweigen bricht. Die 
Frage scheint noch lange nicht ausdisku- 
tiert, wie und warum der im Zentrum 
konzentrierte politische Katholizismus mit 
der neuen These von der Entpolitisierung 
der Kirche durch die katholische Führung 
selbst preisgegeben wurde. Dies war für 
das Ende des Zentrums mindestens eben- 
so bedeutsam, wie (die raffinierte Mi- 
schung von Terror und Beschwichtigung 
bei (den nationalsozialistischen Gegenspie- 
lern. Die Vorstellung eines niemals wan- 
kenden Zentrumsturms erweist sich 
jedenfalls als Legende. 


Auch im Beitrag Hillers über die 
Deutschnationalen treten die persönlichen 
Faktoren stärker hervor. Auch hier gibt 
es eine Schlüsselfigur in Gestalt Hugen- 
bergs, der den Weg der DNVP mindestens 
set dem Ausscheiden der Westarp- 
Gruppe ausschließlich bestimmte. Mit 
einem starken Bedürfnis nach historischer 
Gerechtigkeit übernimmt H. nicht von 
vomherein das weitverbreitete absolut 
negative Bild Hugenbergs, Das nicht leicht 
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uende S \ 
E td zunächst üı im einig Feststell- 
. baren nachgezeichnet. An Motive und 
"Wertungen geht H. nur zögernd heran. 


if Hugenberg war Hitler nicht hörig, aber er 
‚muß doch von ihm trotz zahlreicher Ent- 
'  täuschungen fasziniert gewesen sein, oder 


der Gleichklang der Ziele hat alle auch bei 
Hugenberg zuweilen spürbaren Bedenken 
verdrängt. Als er sich nach der Macht- 


'_ ergreifung mit dem Fanatismus des 
'. Fachmannes - in 


die Wirtschaftspolitik 
stürzte, kehrte sich gewissermaßen die 
Konzeption der Zähmung um, Statt daß 
die Nationalsozialisten sich in sachlichen 


= rennen disziplinierten, entschärfte Hit- 


ler vollends, was an politischer Kraft bei 
den konservativen Einrahmern noch vor- 
_ handen war. Er beschränkte sie auf die 
, Sachaufgaben ihrer Ressorts, auf die sie 


"sich mit Eifer konzentrierten, um so ge- 


rade den Absichten Hitlers zu entspre- 
-_ chen. In der Liquidierung der DNVP fehlt 
_ es wiesan manchem anderen Teilstück der 
“ Endphase der Parteien nicht an Momen- 
ten der Würde, bei den Deutschnationalen 
sogar weniger als man gerade bei ihnen 
erwarten würde. Hugenbergs Opportunis- 
mus zeigt, wie die Vorgänge um seinen 
Rücktritt im Juni 1933 beweisen, sehr im 
Gegensatz zur Haltung anderer Leute eine 
Grenze, die er innehielt, als ihm zuviel 
zugemutet wurde, Er wahrte wenigstens 
trotz Drohungen noch die Freiheit, sich 
aus eigener Entscheidung zurückzuziehen. 
.H. hat für eine kommende Hugenberg- 
Biographie wertvollste Vorarbeit gelei- 
- stet, obwohl er das wahrhaft Rätselvolle 
- dieses Mannes noch nicht wirklich gedeu- 
tet hat. 


Nicht der Hauch der großen Tragödie 
rührt uns an im Untergang des deutschen 
 Parteiwesens 1933, denn niemand kann 
nach dem klaren vorliegenden Beweis be- 
haupten, daß hier ein übermächtiges 
Schicksal mit leidenschaftlicher Intensität 
_ abgewehrt worden wäre. Es war zuviel 
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ee eigenes Preculden mit im: "Spiel, Alle Fa 
haben schließlich. auf die Dynamik des? 


Nationalsozialismus nur noch reagiert. 


Jetzt kennen wir den ganzen Hintergrund 5 N 
der Schwäche, auf dem Hitler Position auf 
Position gewann. Die Mosaiksteine, die 
die Autoren des Sammelwerkes in mühe- 


voller Arbeit zusammengetragen haben, 


lassen die Muster erkennen, nach denen E* 
der historische Prozeß verlief. Man hätte 


sich nur gewünscht, daß über dasSammeln h ER 


hinaus in einem zusammenfassenden Ar- 


tikel das Moment des Gleichförmigen ge 


schildert worden wäre, wie es die Vor- 
gänge in den einzelnen Parteien enthal- 
ten, Bei allen Unterschieden von Gruppe + i 
zu Gruppe liegt ein bestimmtes Modell - Ri, 
das etwa auf die, 
Formel gebracht werden könnte, man 


des Verhaltens vor, 


habe durch Mitmachen und Anpassen in 


gewissem Umfang 'Schlimmeres verhüten £ 
und selbst ein politischer Faktor bleiben _ 


wollen. In Wahrheit ist dadurch erst die 


entscheidende Voraussetzung geschaffen 
worden, auf der die Legalitätstaktik des. 

mühelos die 2 
Gleichschaltung vollziehen und das Revo- 
lutionäre des Vorgangs verbergen konnte. Bi 


Nationalsozialismus so 


Der den Rahmen’ setzenden Einleitung 
Werner Conzes über die Parteien in der 
Staatsverfassung vor 1933 folgt kein ent- 


sprechender Epilog, (der Ergebnisse und 


Lehren formuliert. Dabei hätte er einer 


der gewichtigsten Beiträge werden kön- 


nen zu der Frage, inwiefern die Gegner 
des Nationalsozialismus ihn durch ihre 
Art ihrerseits ermöglicht haben, Aber das 
ist gerade auch der Punkt, wo man ein 
heißes Eisen anfassen muß. Die Zahl der 
Namen, die in das Ende der Parteien ver- 


wickelt sind und die in der Bonner Demo- 


kratie aufs neue eine politische Rolle 
spielen, ist nicht gering. Man sollte mei- 
nen, daß dies schon ausreichte, dem neuen 
Buch einen großen Leserkreis zu sichern. 
Vor allem der jüngeren Generation wird 
es nicht ganz gleichgültig sein können, 
wie und in welcher Haltung ein gut Teil 
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Erlangen 


. Waldemar Besson 


Robert Mohl: Die Geschichte und 


; . Literatur der Staatswissenschaften, in 


Monographien dargestellt, 3 Bde. XVI, 
‚599; XII, 602; XV, 851 S., Akademische 
Druck- und Verlagsanstalt, Graz 1960; 
‚photomechanischer Abdruck der Aus- 
gabe von 1855—58, m, e. Vorw. v. Ernst 


u 


Z Maste. 


Das Werk, dessen Neudruck hier anzuzei- 


‚gen ist, bedarf im Grunde keiner Emp- 


- fehlung. Mit Recht beansprucht das Vor- 


. wort, »daß für die Zweige der Wissen- 


schaft, um die es sich handelt, weder vor 


‘noch nach Robert von Mohl etwas diesen 
drei 


Bänden Vergleichbares geschaffen 
worden ist« Und das hat seine guten 
Gründe, denn gerade die beiden wichtig- 
sten Eigenschaften des Werkes mußten 
eigentlich den Gedanken an eine Nach- 
ahmung, Neubearbeitung oder Weiter- 
führung ausschließen. !) 

Die eine besteht in der geradezu unglaub- 
lichen Fülle des verarbeiteten Materials. 


1) Eine ausführliche Darstellung werde ich in Kürze 


unter dem Titel 


„Robert Mohl (1799—1875). Leben 


und Werk eines altliberalen Staatsgelehrten“ in der 


Reihe ‚Politica‘ vorlegen, 
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; ausgearbeiteter 
schließlich das Riesenwerk in weniger als 


schaften vorgenommen, ein »n 


von publizistischem Wissen zu werden« 
(Brief an seinen Bruder Julius v. 20. 8. 


1828). Er hatte dann durch Jahrzehnte 
fleißig _juristisch-staatswissenschaftliche 


Arbeiten rezensiert und die Literatur sei- 


ner Fächer massenweise verarbeitet. 
Überhaupt war M.s wissenschaftliche Ar- 
beitsweise wesentlich reaktiv, meist frem- 


den literarischen Anregungen folgend. F E 


Aufbauend auf einer Reihe früher schon 
Abhandlungen wurde 


sechs Jahren fertiggestellt, Älteres auf den 
neuesten Stand gebracht, manche wich- 
tige Lücke ausgefüllt, Ein geschlossenes 
Ganzes ist so freilich nicht eigentlich ent- 
standen, teils weil M. sich nicht für alle 
Gebiete der Staatswissenschaften gleich 
kompetent fühlte, teils weil die Durch- 
führung eines solchen Planes, wie er sie 
sich vorstellte, wohl schon damals die 
Kräfte eines Einzelnen einfach überstie- 
gen hätte. Immerhin wuchs eine stattliche 
Reihe inhaltlich mehr oder minder eng 
zusammenhängender Monographien her- 
an, die kaum eine der Teildisziplinen 
ganz unberücksichtigt lassen; manches 
Fehlende oder nur kurz Berührteistspäter 
in M.s anderem Sammelwerk, »„Staatsrecht, 
Völkerrecht und Politik« (3 Bde. Tübin- 
gen 1860—1869) nachgetragen worden. Ge- 


meinsam ist beiden Werken, so könnte 


man sagen, daß sie an der Schwelle der 


Wissenschaft der Politik, wie sie vom Al- 


tertum her überkommen war, zur moder- 


nen Politischen Wissenschaft stehen — 


keiner von beiden ganz und gar zugehö- 
rend. 


Die ‚Geschichte und Literatur der Staats- 
wissenschaften‘ zerfällt im wesentlichen 
in drei Gruppen von Abhandlungen: (1) 
solche über die allgemeine Staatslehre, 
ihre Abgrenzung (namentlich gegenüber 
den ‚Gesellschaftswissenschaften‘), Ein- 
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F ‚solche zum positiven Staatsrecht (u. a. 
' der Schweiz, der USA, Großbritanniens, 


im. . ersten a vereinigt; (2) 


des Deutschen Bundes und Frankreichs); 


und (3) solche über verschiedene Einzel- 


disziplinen, wie. Völkerrecht, Nätional- 
ökonomie, Politik (als »Staatskunst im 


„engeren Sinne, das heißt also die Wis- 


senschaft von den richtigen Mitteln zur 


IF Erreichung der Staatszwecke«, III, S, 341), 


Bevölkerungslehre und Statistik. Keiner 
dieser Gruppen fügen sich ein verschie- 
dene exkursartige Abhandlungen, die — 
zumeist persönlicher Liebhaberei ent- 
sprungen — sachlich und formal beson- 
ders gelungen sind; so die über ‚Die 
Staatsromane‘ (d. h. die Utopien von Pla- 


' ton bis Cabet), ‚Die Denkwürdigkeiten, 
, Staatsschriften und Reden der englischen 


Staatsmänner des 18. und 19. Jahrhun- 
derts‘, ‚Zwölf deutsche Staatsgelehrte‘, 
‚J. Bentham und seine Bedeutung für die 


. Staatswissenschaften‘ und vor allem die 
_ kritische Bibliographie über ‚Die Machia- 


velli-Literatur‘, ein Muster umsichtiger, 


 vorurteilsfreier und kenntnisreicher Dis- 


kussion. 


Nur eigene Lektüre vermag einen Be- 
griff davon zu geben, was für eine Un- 


"masse nicht selten entlegenster Litera- 


tur in diesen Monographien zusa 

mengetragen und großenteils auf Grund 
eigener Kenntnis erörtert ist. Na- 
türlich ist die Darstellung nicht überall 
gleichmäßig gut gelungen; bisweilen ist 
sie etwas weitschweifig, vielfach doktri- 
när, aber fast immer klar und gedanken- 
reich. Und vieles findet man eben über- 
haupt nur hier erwähnt, so daß das Werk 
wohl für immer ein unentbehrliches Hilfs- 
mittel bleiben wird, Aber gerade die für 


“die behandelten Gebiete erstrebte — und 
bis zu einem gewissen Grad erreichte — 


bibliographische Vollständigkeit ist auch 
die schwache Seite des Werkes, dieses als 


Darstellung betrachtet. Es ist ein Sammel- 


709 


werk alten Stils, 


lich M. immer wieder in klugen und feinen 
Bemerkungen seinen kritischen Sinn er- 
weist, hat ihn doch sein antiquarisches 


Interesse an Büchern verleitet, Wichtiges > 


und ganz und gar Überflüssiges oftmals 
in gleicher Breite zu besprechen, Bei aller 


Übersichtlichkeit der Disposition verwi- 
schen sich so die Konturen des Bildes. 
Seine Gestaltungskraft war der wahrhaft 
Gelehrsamkeit nicht ge- 


»monströsen« 
wachsen. 


In dieser polyhistorischen Anlage scheint 


mir der eine Grund dafür zu liegen, daß 


das Werk nicht weitergeführt wurde, denn 
(der Anspruch auf auch nur teilweise Voll- 
länger 
Dernlans 


ständigkeit war natürlich je 
desto weniger zu erfüllen. 
dere Grund dürfte darin gelegen sein, 
daß M. — um seinem Urteil über 
die Meinungen anderer Einheit und 
einen sicheren Grund zu geben — 
ganz ausdrücklich den Standpunkt des ge- 
mäßigten, aber doch entschiedenen libera- 
len Rechtsstaatsgedankens einnnahm. Ur- 
teilen aber wollte er als ausgesprochen 
kritischer Geist; an bloßer Deskription hat 
er niemals Geschmack gefunden, Das ist 
in zweierlei Beziehung wichtig: Einmal 
bezeichnet es M.s (bei allem Bemühen um 
ein Verständnis der Staatslehren aus den 
jeweiligen historischen und sozialen Be- 


- dingungen ihrer Zeit) wesentlich unhisto- 


rische Denk- und Arbeitsweise, die alle 
Erscheinungen letztlich mit den Katego- 
rien der eigenen Zeit und des eigenen 
Standpunktes erfassen zu können glaubte. 
Zum anderen paßte natürlich eine solche 
Auffassung schlecht zu den Vorstellungen 
der nachfolgenden positivistischen Periode 
von ‚voraussetzungsloser Wissenschaft‘. Es 
ist daher kein Wunder, wenn weder der 
Historismus noch der Positivismus, also 
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‚eine  unvergleichliche 
Fundgrube — für manche vergessene 
Kostbarkeit, aber auch für eine Menge 
völlig wertlosen Gerümpels, das oft den 
Blick aufs Wesentliche verstellt. So deut- 


ee enden herren wissengchafili-” 


chen Richtungen der Folgezeit, ‘so viel 


ihn in besonderem 
Maße als Kind des liberalen Zeitalters 


‚ausweist. 


In doppelter Weise scheint mir daher der 


Neudruck begrüßenswert: weil er ein un- 


gemein reichhaltiges und nützliches Nach- 
'schlagewerk wieder allgemeiner zugäng- 
lich macht, neben der Fundgrube an 
‚staatswissenschaftlichem Sachwissen aber 


auch eine für echtes und wertvolles libe- 
rales Gedankengut öffnet, Bedauerlich 
ist nur, daß der begreiflicherweise ziem- 
lich hohe Preis den Kreis der Käufer im 
wesentlichen auf öffentliche Bibliotheken 
und Fachleute beschränken wind. 


München Erich Angermann 
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Geschmack an M.s Werk gefunden haben, 
BEN man sich in besonderem. Maße zur 
Weiterführung oder Neubearbeitung ver- 
-.  anlaßt gefühlt hätte. Hinwiederum macht 
eben M.s entschieden liberaler Standpunkt 
uns Heutigen das Werk zu einer beson- 
ders wertvollen Quelle für die Erkenntnis 

. des gemäßigt liberalen Staatsdenkens. Es 
Ir gibt kaum eine Frage des politischen und 
sozialen Lebens, zu der hier nicht an 
irgendeiner Stelle im Sinn des süddeut- 
schen. Altliberalismus in aller Deutlich- 
keit Stellung genommen würde. Und es 
geschieht von seiten eines ungewöhnlich 
“ gescheiten Mannes, dessen großer, aber 
- kurzlebiger Ruhm 


Wolfgang Schweitzer: Freiheit zum Le 
ben, Grundfragen der Ethik. 239 S., 


Verlagsgemeinschaft 
und Kreuzverlag, Stuttgart-Gelnhausen 
1959. 


Arnold Gehlen glaubte den Niedergang 


-Burckhardthaus 


der Institutionen für den Mangel an gei- 


stig-moralischem Halt der Einzelnen ver- 
antwortlich machen zu sollen. David 
Riesman kennzeichnete einen ähnlichen 
Vorgang als das Abgleiten des »inner- 


directed«, d.h. von Ideen und Prinzipien ° 


geleiteten, Menschen zum »other-direc- 
ted«, 
der unmittelbaren menschlichen Umge- 


bung abhängigen, Menschen. Wolfgang 


Schweitzer, Theologieprofessor in Bethel, 


d. h. von äußeren Faktoren und 


geht einem ähnlichen Phänomen mit an- 4 


aersartigen und doch nicht grundsätz- 
lich fremden Kategorien auf den Grund. 
Das Fehlen von Verhaltensvorbildern 
und von »Verhaltensfiiguren« 
Überlieferung her, 
nicht als Belastung und Nachteil, sondern 
— wenn nur die Menschen es richtig se- 
hen wollen — als einen Anruf der Frei- 
heit und eine Aufforderung zu verant- 
wortlicher Entscheidung. Als unversieg- 
bare Quelle der schöpferischen Entschei- 


dung des Menschen erscheint Sch, das. 


Evangelium. Jedem einzelnen Menschen 
wird durch das Wort Gottes die Freiheit 
zugesprochen, seine Vernunft zu gebrau- 
chen. »Indirekt hat das Evangelium viel 
zur Entwicklung der Naturwissenschaft 
und der auf ihr ruhenden modernen 
Technik beigetragen« (S, 38), Es liegt je- 
desmal an den Menschen, sich für den 
Anruf frei zu halten, ihn richtig zu ver- 
stehen, 


Sch. ist sich der Gefahren bewußt, die 
durch den Vernunftgebrauch, somit durch 
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von der 
betrachtet er aber 


re 


n 


| 
| 


Wissenschaft 3. Technik, i ‘in En 33% 


ben ; getreten. sind. Es wäre aber töricht, 


folgert er, der Technik und den Natur- 
wissenschaften ‚den Kampf anzusagen. 
Die Vernunft wiederholt immer nur wie- 
der das Schauspiel des »ersten Sünden- 
falls«: sie überhebt sich. Mit den Worten 
eines anderen protestantischen Theolo- 
gen, des Amerikaners Reinhold Niebuhr, 
versucht sie sich immer von neuem aus 
den Beschränkungen der menschlichen 
Situation zu befreien, ihre Gebundenheit 
an Natur und Geschichte zu verleugnen 
und ihre Freiheit als eine unendliche auf- 
zufassen, die als solche nur Gott zusteht. 
Sch.s Formulierungen zu diesem Punkte 
sind nicht unähnlich, wiewohl er dem 
‚äußerst kritischen theologischen Realis- 
mus Niebuhrs sich nicht verwandt zu füh- 
len scheint. Trotzdem erinnern seine Auf- 


| forderung und sein Verfahren, die Ord- 


nungen unseres menschlichen Zusam- 


' menlebens »sehr nüchtern« als weltliche 


Ordnungen zu betrachten, sehr lebhaft an 


“Niebuhr, Tillich und andere realistische 


Theologen der Jetztzeit. 


Sch. widmet seine Aufmerksamkeit den 
gewaltigen Wandlungen in den Ordnun- 
gen der Wirtschaft, der Familie, im 
Staatsleben, — Wandlungen, welche die 
“durch die moderne Technik herbeige- 
führte, veränderte Arbeitsweise mit sich 
gebracht hat. Für die hieraus entstande- 
nen Nöte der Menschheit hat Sch, die zu- 
gleich einfache und umfassende Formel 
des Evangeliums anzubieten. Gott hat uns 


‚in Christus das Geschenk und die Auf- 


gabe der Freiheit gegeben. »Die Freiheit 
ist in jeder Zeit in neuer Weise gefährdet, 
denn solange wir in dieser Welt leben, 
bleibt die Versuchung lebendig« (S. 33). 
Noch wesentlicher aber ist nach Sch., daß 
das Evangelium uns lehrt, für die Ent- 
wicklungen unserer weltlichen Verhält- 
nisse selbst verantwortlich zu sein. Der 


Verf, gibt zahlreiche konkrete Beispiele 


für die durch Natur und Geschichtsum- 
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manifestiert. Durch die Beispiele soll de- 


monstriert werden, daß »die von Christus 


geschenkte Freiheit« uns nicht alle Mög- 


lichkeiten aufschließt. Im Gegenteil er- 


scheint es verhängnisvoll, wenn »die Ver- 


nunft zuviel verbessern will.« Zumal der 
philosophischenEthik gelingt es in keinem. 4 
Fall, mit Hilfe der Vernunft in die höhe- 


ren Sphären ewig gültiger Gesetze vor- 
zudringen. »Sie kann immer nur vom 
Menschen ausgehen und zu ihm zurück- 
kehren« (S. 41). Mit dem, was Philosophie 
und Soziologie über die Lage der Men- 


schen in dieser Welt aussagen, kann sich - 


der Mensch im tiefsten Grunde nicht 
begnügen. N 


Bei seinen Analysen von Arbeit und 
Eigentum ist aber, wie gar nicht anders 


zu erwarten, die Trennungslinie zwischen 


den „ewigen Gesetzen« und den subjektiv 
gebundenen Stellungnahmen Sch.s schwer 


stände „begrenzte Arte, in welcher diese ”“ 
Selbstverantwortung sich anbietet und 


x 


zu ziehen und daher wohl debattierbar. 


Wir teilen seinen Wunsch nach »Mit- 


eigentum«, jedenfalls 


nach größeren _ 
Möglichkeiten der Beteiligung der Arbei- 


ter (und Angestellten! D. Rez.) am Eigen- 


tum, auch stimmen wir mit manchen sei- 
ner in diesem Zusammenhang erörterten 
Schwierigkeiten und Bedenken überein 
(S. 163 ff), sind aber nicht ganz sicher, 
daß der Versuch, die »Chancen des Le- 
bens« gleichmäßig zu verteilen, indem 
man möglichst alles Risiko aus der 
Arbeiterexistenz, die dadurch zu einer 
klar privilegierten menschlichen Existenz 
würde, 
samtrisiko ohne Beachtung ihrer 
eigenen Risikolagen den anderen Glie- 
dern der Gesellschaft aufbürdet, unbe- 
dingt den »ewigen Gesetzen« entspricht, 
insbesondere solange man nicht allen Tei- 
len der Gesellschaft, also auch der Ar- 
beiterschaft neben den anderen »Eigen- 
tümern«, einen höheren Grad von Mitver- 
antwortung am Eigentum und am Risiko 
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herausnimmt, dann dieses Ge- - 


; : Gealinkeie zu diesem Sonder- 
thema hören. Zu häufig hat sich heraus- 
gestellt, daß die Reduzierung des Risikos, 

in Krankheitsfällen zum Beispiel, bei Ar- 
‚beitern sofort auch einen statistisch er- 

 faßbaren Ausfall von Arbeitsleistung zur 
Folge hat, Dabei soll allerdings nicht über- 
sehen werden, daß die immer mehr me- 
chanisierte Produktionsweise und die 
Monotonie der Arbeitsaufgaben entschei- 
.dend zur Minderung des Verantwortungs- 
bewußtseins auf seiten des einzelnen Ar- 
beiters beigetragen haben. 


Den Leser dieser Zeitschrift wird beson- 

ders das Schlußkapitel des Buches über 

»Das Leben in der politischen Welt« inter- 

'essieren (S. 184 £f.). Sch. geht dabei von der 

Sicht des »Könistums Gottes und welt- 
licher Herrschaft« im Alten Testament 
aus, schreitet dann von der »Botschaft 
- vom ewigen Reich und der Idee von den 
Reichen dieser Welt« im Neuen Testament 
zu sehr interessanten Gedankengängen 
_ über die Obrigkeit und die moderne Mas- 

 sendemokratie fort, um mit Ausführun- 
; gen über Krieg und Staatsgewalt im 
 Atomzeitalter und über Kriegsdienstver- 
. weigerung zu schließen. 


Bemerkenswert ist die realistische Her- 


ausarbeitung des Konflikts zwischen 
_ Glauben und Politik, den »Jesus buch- 
_  stäblich an seinem eigenen Leibe hat aus- 
tragen müssen« (S. 191). Dadurch daß 
. Jesus und seine Jünger eben kein politi- 
sches Nahziel ins Auge faßten, wurde der 
Konflikt zwischen Glaube und Politik 
unendlich verschärft und das christliche 
. Ethos zu einer Art »Totalangriff auf die 
_ politischen Ordnungen überhaupt«. Die 
Lehre, daß die Reiche dieser Welt nur 
provisorischer Natur seien, forderte Juden 
und Römer gleicherweise heraus, Es folgt 
dann eine theologisch interessante Aus- 
einandersetzung mit »Römer 13« und dem 


Es erscheint aber wichtiger für die Zwecke 


dieser Besprechung, daß wir uns Sch.s Be- || 


trachtungen der modernen Demokratie 
und des „heutigen Staatswesens« zuwen- 
den, die sich mit den früheren Obrigkei- 
ten kaum vergleichen lassen, denn der 
Aufgabenbereich der politischen Ordnung 
hat sich enorm erweitert. Sch. verweist 
nun darauf, daß die moderne Demokratie 
nicht in Frankreich, sondern in Amerika 
zuerst erprobt wurde, !) Schon 1639 haben 


sich Bürger im Staate Connecticut »die 3 


erste demokratische Verfassung« gegeben. 
In ihr ist die Absicht bekundet, »die 
Weisheit und Reinheit des Evangeliums« 
zu bewahren. Im Gegensatz also zur viel 
späteren französischen Demokratie bezog 
hier eine Demokratie ihre Kraft aus dem 
biblischen Glauben. Es gibt aber keine 
Möglichkeit, das Rad der Geschichte rück- 
wärts zu drehen. Die Vorstellungen einer 
auf dem Evangelium gründenden Demo-_ 
kratie sind für die Mehrheit der Menschen 
kraftlos geworden. Die Demokratie kann 
daher heute nur »möglichst nüchtern« als 
ein Versuch verstanden werden, mit den 
modernen politischen und gesellschaft- 
lichen Problemen fertig zu werden 
(S. 204).“ 


Wenn wir diesen Gedanken verbinden mit 
der Feststellung der unendlich vermehr- 
ten Aufgaben des Staates, insbesondere 
auf den Gebieten der Wirtschaft und der 
sozialen Fürsorge, so ergibt sich für Sch. 
keinesfalls, daß wir als einzelne die Ver- 
antwortung für diese Dinge an »den 
Staat« losgeworden sind, Wo dies sinn- 
widrigerweise geschieht, 


1) Hierbei wird man von der vor dem 19. Jahr. 
hundert freilich nicht immer konsequenten Ent- 
wicklung der schweizerischen Verfassung absehen 
müssen. 
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da wird der B 
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‚ Verpflichtung 


den. Gerade für den Christen sieht Sch. 
in diesen Bereichen eine Möglichkeit, ja 
zu verantwortungsvollen 
Eigenleistungen, die den Staat entlasten, 
Dabei darf die Nächstenliebe »nicht erst 
dann in Funktion treten, wenn dem an- 
deren das Wasser bis zum Halse reicht« 
(S. 205). 


Viel gutes Gedankengut steckt in dieser 
Arbeit, Der Rez. kann sich nicht mit allen 


 Einzelgedanken in ihr identifizieren, Aber. 


selbst an den Punkten, an denen seine 
Kritik anzusetzen hätte, ist er beeindruckt 
vom sittlichen Ernst und vom realistischen 
Bemühen dieser Schrift. Ihre großen Ge- 
dankenlinien, deren Skizzierung hier im 
wesentlichen auf die überwölbenden Ge- 
sellschafts- und politischen Themen be- 
schränkt bleiben mußte, können auch dem 


" Sozial- und Politikwissenschaftler einige 


neue und wertvollePerspektiven eröffnen. 


Hannover Ludwig Freund 


BISMARCK 
UND DIE SOZIALDEMOKRRATIE 


Werner Pöls: Sozialistenfrage und Re- 
-volutionsfurcht in ihrem Zusammenhang 
mit den angeblichen Staatsstreichplänen 
Bismarcks, = Historische Studien, Heft 
377. 103 S., Matthiesen Verlag, Lübeck- 
Hamburg 1960. 


Die vorliegende Studie versucht, einen 
neuen Akzent in der wissenschaftlichen 
Diskussion um das immer noch aktuelle 
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v he ZZ Fa Der Verf. Echt von der richtige, : 
er rorng. dadurch sh und die 
Menschen vom Staate total abhängig wer- 


. Maßnahmen gegen die Sozialdemokratie 


Einsicht aus, daß der ganze Fragenkom- En 
2 sich einer A historischen 


Kaitzlers Pläne nie über das Stadiim } 5 
bloßer Überlegungen hinausgediehen sind. 
und sich überdies eine Fülle einander. BEE 
widersprechender Äußerungen Bismarks 


gegenüberstehen. Die Forschung ist bei 


der Lösung des Problems statt auf sach- Rx 

liche Beweise auf eine Kombination ver- e 
schiedenartiger Zitate und verwickelter 

Zusammenhänge und auf psychologische < 

Erwägungen angewiesen. P. erkennt da- 
‚mit selbst den subjektiven Charakter an, 
den jede neue Äußerung zu diesem Thema s. 
notwendig tragen muß, Seine Arbeit er- 
hebt auch nicht den Anspruch, neue Quel- 
len in größerem Umfange bieten zu kön- 
nen, Er hat einige Aktenbestände des 
Preußischen Innenministeriums über Wi 


und einige bisher unveröffentliche Briefe ee 
Herbert Bismarcks an seinen Vater. be-. Es 
nutzen können, die das aus den bisher 
veröffentlichten Quellen sich ergebende 
Bild ergänzen, aber keine grundlegend 
neuen Aspekte eröffnen. Aber darin liegt 
auch gar nicht die Absicht des Verf. oder 
die Bedeutung der Untersuchung, P. 
möchte vielmehr das alte Quellenmaterial 
von einem neuen Gesichtspunkt her be- 
fragen, Er glaubt, daß Bismarcks Kampf- 
stellung der Sozialdemokratie gegenüber . 
und die nicht nur für ihn, sondern für die 
ganze Zeit charakteristische Sorge vor 
einem gewaltsamen Umsturzversuch die- 

ser Partei als Motive für die Überlegun- 

gen zur Umgestaltung der Reichsverfas- 

sung bisher keine genügende Berücksich- 
tigung gefunden haben, Die Furcht vor 
revolutionären Bestrebungen der ihm ver- 
haßten Arbeiterpartei soll als einer der 
ausschlaggebenden Beweggründe für Bis- 
marcks Staatsstreichpläne nachgewiesen 
werden, eine These, die zwar schon mehr- 

fach in der wissenschaftlichen Literatur 
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= konsequent verfolgt worden ist. 


deutet er Re et Sinsehend und. 


5 Hin der vorliegenden Schrift wird dieser 
Versuch mit großer Gründlichkeit auf 


der Grundlage einer sorgfältigen und kri- 
tischen Beschäftigung nicht nur mit der 
umfangreichen Sekundärliteratur und den 


bisher bekannten Quellen, sondern auch 
mit vielen Zeugnissen der zeitgenössi- 
. schen Publizistik unternommen, Der Wert 
der Studie liegt also weniger in grund- 
legend neuen Erkenntnissen als vielmehr 
IE darin, daß eine bedeutende Komponente 
.  Bismarckschen Denkens in ihrem Bezug 


"zur praktischen Politik sehr genau ver- 
folgt und in ihrer Folgenschwere verdeut- 


licht wird. 


 _P. erläutert zunächst die grundsätzliche 


" Einstellung Bismarcks zur Sozialdemo- 


 kratie. Die Sorge des Fürsten vor der un- 
mittelbaren Bedrohung des Reiches durch 
die angeblichen Umsturzbestrebungen der 
' Sozialdemokratie und die sich daraus er- 


gebende wachsende Entschlossenheit zum 


= Kampf beherrschen den Kanzler je länger 


‘desto mehr und haben sein Denken und 


. Handeln in der Innen- und Außenpolitik 


nachhaltig beeinflußt. P. verfolgt dieses 
Phänomen von 1870 an bis zur dramati- 
schen Zuspitzung 1890, Er zeigt die immer 
wieder unternommenen Versuche auf, 


. schon vor 1878 durch gesetzgeberische 


Maßnahmen den Aktionsradius der Ar- 
beiterpartei in Deutschland einzuschrän- 
ken. Daneben berücksichtigt er aber auch 


. die Bemühungen des Kanzlers um ge- 


meinsames Handeln aller konservativ- 


- monarchischen Kräfte in Europa gegen die 


sozialrevolutionären Bewegungen, Das 
Sozialistengesetz stellt dann nur eine kon- 
sequente Fortführung dieser Politik dar. 
Der Verf, macht mit Recht die falsche 
Einschätzung der Arbeiterbewegung und 
der Wirkung der ergriffenen Abwehrmaß- 
nahmen verantwortlich für die Tatsache, 
daß der Fürst trotz des offensichtlichen 
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_Fehlschlages a Repre € } 
an ihm festgehalten, ja sogar ständig eine 
"Verschärfung angestrebt hat. 53 


In einem Exkurs beschäftigt sich P, mit 


der Frage, ob und inwieweit die politi- — 


schen Parteien und die Öffentlichkeit Bis- 
marcks Furcht vor der Sozialdemokratie 


geteilt haben. Er bejaht diese Frage mit 


Recht, berücksichtigt allerdings bei den 
verwerteten Quellen zu wenig, daß es sich 
oft nur um taktischen Erwägungen ent- 
sprungene Äußerungen handelt. Außerdem 
kann er auf so begrenztem Raum vieles 
nur oberflächlich andeuten. So kommt 
manch allzu sehr verallgemeinertes Urteil 
zustande, was dem positiven Gesamtein- 
druck der Arbeit aber keinen Abbruch 
tut. Abschließend erörtert P. die Bedeu- 
tung von Bismarcks Haltung zur Sozial- 
demokratie für seine Staatsstreichpläne. 
Er gelangt zu dem Ergebnis, daß der 
Kanzler wohl zu einer gewaltsamen Lö- 
sung der Sozialistenfrage nach der Ableh- 
nung des Repressivgesetzes entschlossen 
gewesen sei. Sein Kampfprogramm vom 
25. 2. 1890 sollte aber auch zum letzten 
Prüfstein für die Haltung des Reichstages 
werden, den er von reichsfeindlichen 
Elementen beherrscht glaubte, Stellten die 
Abgeordneten sich nach Bismarcks Mei- 
nung auf die Seite der Umstürzler, so 
wollte er den Staatsstreichplänen näher- 
treten. P, verneint somit der Konflikts- 
absicht, bejaht jedoch die Konfliktbereit- 
schaft, des Kanzlers, Er betont aber, daß 
diese Erwägungen nur für den Notfall 
gelten sollten und daß Bismarck keines- 
wegs auf die Verfassungsänderung hin- 
gearbeitet habe, zumal der Kanzler auch 
schon während der kampfreichen Jahre 
1878 — 1887 häufiger mit entsprechenden 
Gedanken gespielt und gedroht habe, ohne 
ernsthaft an ihre Verwirklichung zu den- 
ken. So habe er auch 1890 noch den Plan 
gehabt, mit Hilfe der gemeinsamen Furcht 
vor der Sozialdemokratie den für ihn so 


ungünstig zusammengesetzten Reichstag 
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. die. direkte Geähr des Staats- 


ar streiches für das Frühjahr 1890, ohne die 
Ernsthaftigkeit derartiger Überlegungen 
in Frage zu stellen. 

Die klar und anschaulich geschriebene, 
‘ gut zu lesende Abhandlung, deren Aufbau 
allerdings im ersten Augenblick etwas 
verwirrend erscheint, bietet so einen wich- 


tigen Beitrag zur Charakteristik des Den- = 


 kens Bismarcks und seiner Auswirkungen 
auf die praktische Politik und wirft von 
dieser Fragestellung her ein neues Licht 
auf die Staatsstreichpläne des Kanzlers. 


Essen : Wolfgang Pack 


DIPLOMATISCHE VORGESCHICHTE 
‘ DES ERSTEN WELTKRIEGS 


Fritz Fellner: Der Dreibund, Europäische 
Diplomatie vor dem Ersten Weltkrieg, 
= Österreich. Archiv, Schriftenreihe 
des Arbeitskreises für österreichische 
Geschichte. 93 S., Verlag R. Olden- 
bourg, München 1960. 


Neben dem Defensivbündnis zwischen 
dem Deutschen Reich und Österreich- 
Ungarn von 1879 hatte der Bündnisver- 


trag der beiden Mittelmächte mit Italien. 


von 1882 nur untergeordnete Bedeutung. 
Bismarck schätzte die Leistung Italiens in 
einem Krieg mit Frankreich nicht hoch 
'ein und kennzeichnete die deutsche Auf- 
fassung vom Zweck des neuen Vertrages 
zwei Tage nach der Unterzeichnung mit 
den Worten: »Es kam für uns lediglich 
darauf an, dem uns verbündeten Öster- 
reich für den Kriegsfall die Sorge der 
Deckung seiner italienischen Grenze nach 
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Möglichkeit abzunehrkene. 
"setzt sich mit dieser‘ wichtigen Äußerung 


nicht auseinander, aber er glaubt, daß. 
Deutschland das Bündnis mit Ttalien 
wünschte, »weil es damit seine Front ge- 
gen Frankreich stärken konnte«. 
über Österreich-Ungarn sagt er, von den - 


drei Bündnispartnern habe es bei dem 


ganzen Handel (eben mit dem italieni- 
schen _Neutralitätsversprechen für ‘den 


sind diese Thesen nicht recht überzeu- 


gend. Du 


Nach F.s Ansicht war Bismarcks Politik 


wesentlich von den Auseinandersetzun- 
gen mit Frankreich bestimmt. Über den 


Zweibund urteilt er, zwischen dem Deut- 


schen Reich und Österreich-Ungarn habe 


es zwar keine Reibungsflächen gegeben, 
»aber auch wenig gemeinsame Interes- 
sen außer der Erhaltung des Friedens«. EE 
übersieht dabei, daß die Spannungen im 


deutsch- russischen Verhältnis während 


Fritz Fellner 


Und. A 


Be: 


MR 
N 


a 


w 


‚Fall eines Krieges mit Rußland) »zwei- 
fellos den geringsten Vorteil erworben«. 
Im Hinblick auf die Äußerung Bismarcks 


der siebziger und achtziger Jahre des 19. 


Jahrhunderts, 


land, für die deutsche Politik keineswegs 
nur sekundäre Bedeutung hatten. Und 
wenn Bismarck es für ein unbedingtes 


Interesse des Deutschen Reiches hielt, de 


Großmachtstellung Österreich-Ungarns 
zu erhalten, so muß doch wohl zugegeben 
werden, daß eine Interessengemeinschaft 
zweier Mächte gar nicht tiefer begründet 
werden konnte. F.s Feststellung, Bis- 
marck habe durch seinen Widerstand ge- 


gen eine aktive und expansive österrei- 


chisch-ungarische Balkanpolitik eine für 
die Doppelmonarchie positive Lösung im 
Südosten verhindert und damit »eindeu- 
tig das vitalste Interesse« des Bundesge- 
nossen mißachtet, erscheint etwas unkon- 
sequent; denn bei Behandlung des Drei- 
bundes erkennt F. durchaus an, daß von 
einem Defensivbündnis eine Deckung 
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ausgelöst durch die Be- 
drohung Österreich-Ungarns durch Ruß- 


Biy 


Ben konnte. Im übrigen bleibt: zu fra- 
- gen, ob es nicht für Österreich-Ungarn 
von Köherem Interesse Wer die russi- 


s gewe- 
en, »seine Pläne den Rücksichten auf 


jei nicht berücksichtigt, daß Bismarck mit 
seiner Politik den Konflikt unter den 


"das Hauptgewicht auf die Haltung Ita- 
 liens. In Italien sieht er mit Recht das 


und Inseln zu erreichen suchte. Die von 
Italien immer wieder erhobene Forde- 
rung, England an das Bündnis heranzu- 
führen, wurde nicht nur durch die ex- 
ponierte strategische Lage Italiens veran- 
laßt, sondern ist auch damit zu erklären, 
daß von England eine aktive Förderung 
der italienischen Kolonialpolitik erwartet 
werden konnte, 


Österreich-Ungarn räumte 1887 Italien das 
 Mitspracherecht und einen Kompensa- 
tionsanspruch im Balkangebiet und im 
Bereich der ottomanischen Küsten und 
Inseln in der Adria und im Ägäischen 
Meer ein. Dabei ist bemerkenswert, daß 
die folgenschwere Einbeziehung des Bal- 
7% kangebietes in diese Vereinbarung nicht 
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Ssterräichischen Wunsch und ent; 


deutschen Warnungen erfolgte. 
Gründe für das österreichische Verlangen 
konnte F. aus den Akten nicht ermitteln. 
Wenn er Österreich-Ungarn wegen der ge- 
nannten Bestimmung als den verlierenden 
Teil bei der Vertragserneuerung von 1887 
bezeichnet, weil es sich »in seinem eigen- 
sten Interessengebiet« ohne zwingende 
Gegenleistung die Hände habe »binden 
lassen« (richtiger ist, daß es sich die Hände 
selbst gebunden hatte), so ist das eine 
retrospektive Betrachtung, die nicht be- 
rücksichtigt, daß man in Wien die Ein- 
beziehung des Balkangebietes in die Rege- 
lung aus nicht nachweisbaren Gründen 
damals für vorteilhaft hielt. 


Das Deutsche Reich bestätigte 1887 die 
italienischen Interessen an der nordafri- 
kanischen Küste und sicherte Unterstüt- 
zung zu, falls Italien zum Schutze seiner 
Mittelmeerposition bei einem französi- - 
schen Ausgreifen auf Tripolis oder Ma- 

rokko eine Aktion in diesen Territorien 

unternehmen oder aber auf dem französi- 

schen Landgebiet in Europa zu den äußer- 

sten Maßnahmen sreifen zu müssen 

glaubte. F, meint, daß damit das Bündnis 

eine »aggressive Spitze gegen Frankreich« 

erhielt. Bismarck habe »dem italienischen 

Partner Vollmachten gegeben, die von 

diesem zu einem aktiven Vorgehen gegen 

Frankreich ausgenützt werden konnten«. 

Andererseits stellt er fest, daß Bismarck 

»nie« zu einer aktiven Unterstützung ita- 

lienischer Aspirationen in Afrika »bereit« 

war. Es wird nicht erläutert, wie diese 

Thesen miteinander zuvereinbaren sind. 


Der defensive Charakter des Dreibundes 
bot auf die Dauer keine ausreichende 
Grundlage für die aktiven Bestrebungen 
Italiens. Nach der Niederlage in Abessi- 
nien 1896 begannen um die Jahrhundert- 
wende die italienischen Bemühungen um 
eine direkte Verständigung mit Frank- 
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= DEREN 4 re 
d über die 


nteressen. F. zeig 
ihrem Verbündeten ein solches Vorgehen 
IE selbst angeraten hatten und daß die Zu- 
sicherungen, die Italien 1900, 1902 und 1909 
von Frankreich, England und Rußland für 
seine Ansprüche in Tripolis erwarb, mit 
dem als Schutzbund gedachten Dreibund 
nicht im Widerspruch standen. Sie waren 
gewissermaßen nur das Gegenstück zu der 
- deutschen Zusage von 1887 und zu der im 
Jahre 1902 von Österreich-Ungarn abge- 
gebenen Tripoliserklärung. 


F. gibt eine genaue Begründung, warum 
auch die Defensivabmachung Italiens mit 
Frankreich vom Jahre 1902 formal nicht 
gegen den Dreibund verstieß. Den Mangel 
an Aufrichtigkeit, der in ihr lag, hält er 
für einen Wesenszug des Dreibundes, Er 
verweist in diesem Zusammenhang auf 
.den Rückversicherungsvertrag Bismarcks 
und auf die österreichisch-ungarisch-rus- 
sische Neutralitätsvereinbarung von 1904, 
Mit Recht sagt er, daß der Rückhalt am 
Dreibund Italieneine unabhängige Außen- 
politik erst ermöglichte, Wenn er die Ab- 
machungen mit Frankreich als Beweis 
dafür anführt, daß Italien um die Jahr- 


hundertwende zu ‚ einem unabhängigen _ 


Machtfaktor geworden war, »der eine 
Politik des Gleichgewichtes zwischen den 
bestehenden Allianzen« führen konnte, so 
ist zu fragen, ob nicht Italien seine Stel- 
lung erst durch sein Doppelspiel künstlich 
aufgewertet hat. 


Das Jahr 1902 nennt der Verf. das 
»„Epochenjahr« des Dreibundes. Nachdem 
das Verhältnis zu Frankreich bereinigt 
und die italienischen Interessen in Nord- 
afrika gesichert waren, intensivierte Ita- 
lien seine Adria- und Balkanpolitik. Da- 
mit trat der bisher zurückgedrängte Ge- 
gensatz zu Österreich-Ungarn »in ein 
akutes Stadium«. Das wachsende Miß- 
trauen in Wien gegen den südlichen Part- 
ner tritt besonders hervor in dem gegen 
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lonialen 
t, daß die Mittelmächte 
.tivkriegsplänen Conrads von Hötzendorf. 


Italien gerichteten Neutralitätsabkommen. 
mit Rußland von 1904 und in den Präven- 


Trotz der irredentistischen Strömungen Be 
bedrohte andererseits die offizielle italie- 
nische Politik bis 1914 nie den Bestand der 
Doppelmonarchie. Das italienisch-russi- 
sche Abkommen von Racconigi im Jahre 
1909 wertet F. als Versuch Italiens, jede 
österreichisch-ungarische Expansion auf 
dem Balkan zu verhindern. Er erkennt an, 
daß es gegen die Doppelmonarchie gerich- 
tet war, meint aber, daß es dem konser- 
vativ-defensiven Sinn des Dreibundes 
nicht zuwiderlief. Im zweiten Balkankrieg 
und in der Julikrise 1914 geriet die öster- 
reichisch-ungarische Politik mit dieser 
Tendenz des Vertrages in Widerspruch. 
Als das Wiener Außenamt Italien im Juli 
1914 bewußt von den Vorbereitungen der. 
Aktion gegen Serbien ausschloß, verletzte 
es außerdem die Bestimmungen des Drei-. 
bundvertrages, nach denen ein Vorgehen 
in Balkanangelegenheiten erst nach vor- 
heriger Abmachung mit Rom nach dem 
Grundsatz gegenseitiger Kompensation ; iR 
erfolgen sollte. Italien wurde es so er- 
leichtert, sich aus dem Konflikt herauszu- 
halten, F, betont, daß nichts in den Vver- 
tragsbestimmungen Italien im Juli 1914 = = 
verpflichten konnte, die Mittelmächte n 
dem europäischen Krieg zu unterstützen. 


F. lehnt im Hinblick auf die Vorgeschichte i 
des Ersten Weltkrieges die »These von 
den starren Bündnisfronten« ab. Er sagt, 

die gesamte Geschichte des Dreibundes sei i 
von den Versuchen der Bündnispartner Se 
bestimmt gewesen, „außerhalb dieses 
Bündnissystems Schutz und Unterstützung 
zu finden«. Bis in das Frühjahr 1914 hin- a 
ein habe es nicht an Gesprächen und Kon- 
takten gefehlt, »welche die Möglichkeiten 
in sich trugen, das Verhältnis der Groß- 
mächte zueinander radikal zu verändern 
und Deutschland aus seiner Isolierung 
wieder herauszuführen«. Es ist nicht zu 
bestreiten, daß Versuche zur Auflockerung 
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_ Beispiel ist als Beleg für die These 
 F.s ungeeignet, denn Italien stand tat- 
 sächlich zwischen den Mächtegruppen, 
Ss. kann als wirkliche Großmacht nicht 
Ingesehen werden, und seine sStel- 
ungnahme konnte das Machtverhältnis 
_ zwischen den beiden europäischen Grup- 
pen nicht radikal ändern. Gerade das 
talienische Beispiel hätte F. auch abhal- 
ten sollen, der Auffassung von den Bünd- 
 nisverflechtungen das ‘Argument ent- 


_französisch-russischen. Allianz und dem 
en nur der Dreibund und Zwei- 


ee oder itkluroßälsche Pro- 
.  bleme Bezug genommen wurde«, Die Art 
der Abmachungen war für die Gruppen- 
bildung der europäischen Mächte eben 
nicht entscheidend. Italien nahm eine 
 Zwischenstellung ein, obgleich es mit den 
 - Mittelmächten verbündet war. Die gewiß 
Ü _ unterschiedlichen Abmachungen der fünf 
europäischen Hauptmächte führten da- 
gegen zu Gruppierungen, denen sich eine 
einzelne Macht nicht entziehen konnte, 
4 45 ohne das bestehende Gleichgewicht zum 


Nachteil der eigenen Gruppe zu zerstö- 
a ren, 


| Trotz der vorgebrachten Einwendungen 
NR verdient die komprimierte und anregende 
Studie F.s große Beachtung. Der Verf. 
IS beabsichtigt, »auf Grund des nun zugäng- 
lichen österreichisch-ungarischen Akten- 
; Be materials eine Darstellung der Verhand- 
ga lungen« auszuarbeiten, »die zum Abfall 
Italiens führten«. Es darf vielleicht der 
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wichtigen Untersuchung "auch dieim Bon-. 5 
ner Auswärtigen Amt zugänglichen deut- 
schen Akten ausgewertet werden. 


Wolfgang Steglich 


Freiburg i. Br. 


{5 
N 


LIBERALISMUS HEUTE 


Die geistige und politische Freiheit in 
der Massendemokratie, Schriftenreihe 
der Friedrich - Naumann - Stiftung zur 
Politik und Zeitgeschichte Nr.1. 150 S., 
Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart 1960. 


In den Referaten der ersten Arbeitsta- 
gung der Friedrich - Naumann - Stiftung 
ist unter einem sehr anspruchsvollen 
Titel nicht nur der Sache, sondern auch 
der Überzeugungskraft nach sehr Unter- 
schiedliches vereint. 


So muß das, was W. Erbe in seinem Ein- 
führungsreferat über den »Liberalismus 
in heutiger Zeit« zu sagen hat, stark ent- 
täuschen. Er will das »Näherrecht des Li- 
beralismus« begründen, »Gralshüter der 
Freiheit zu sein« (S. 10). Die zu diesem 
Zwecke vorgebrachten Argumente sind 
freilich oft dünner als die Patina, die sie 
in schöner Unversehrtheit bedeckt. Von 
der Inquisition bis zur »Bestrafung« der 
Mischehe durch ‘den Katholiziimus — 
kaum eine der guten alten Erinnerungen 
ist ausgelassen, Kann ein solcher »Blick 
zurück im Zorn« wirklich ausreichen für 
den Nachweis, daß der Liberalismus »we- 
der geistig noch politisch eine ausge- 
brannte Schale ist« (S. 8)? Man hat nicht 
den Eindruck, daß der Bereich der heute 
aktuellen Diskussionen hier wirklich ge- 
troffen wird. Wie soll das äuch möglich 
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Er sein, wenn . der ER einerseits » »einen 


Fundus von _ Überzeugungen. hat und 
braucht, die sich nicht aus dem Liberalis- 
mus selbst herleiten, sondern aus Religion 
und Weltanschauung« (S, 19), er aber an- 
dererseits diesen Fundus bei seinen poli- 
tischen Überlegungen nicht recht benutzen 
darf: ist doch »Trennung von Politik und 
Weltanschauung« eines der »Merkmale 
des Zustandes politischer Freiheit« (S. 17)! 


Realer als die »kompakten Haßfronten.... 
der bundesrepukblikanischen Konfessiona- 
lisierung« — Erbe hat sie festgestellt auf 
Ss. 23 — sind freilich die Dinge, denen H. 
Wenkein seinem Vortrag über die »Er- 
ziehung zur Freiheit der Persönlichkeit« 
nachgeht, W. will Klarstellen, daß »die erst 
auf den höheren Stufen der Bildung mög- 
liche intellektuelle Behandlung von Frei- 
heitsfragen nicht der einzige Zugang« 
ist, auf dem die Pädagogik zur Freiheit 
der Persönlichkeit beitragen kann (S. 46). 
Auch sei es falsch, »die Besinnung über 
die Freiheit mit der Information über die 
Widerstandsrechte gegen die Staatsorgane 
zu beginnen« (S. 48). Etwas gewagt mag es 
freilich erscheinen, wenn W. von denen, 
»die in Erziehungsfragen ein Maximum« 
(oder ein Optimum? d. R.) »an privater In- 
itiative und ein Minimum an Staat for- 
dern«, den Nachweis erwartet, daß »der 
private Bereich der Erziehung zufrieden- 
stellend und in jedem Fall den öffent- 
lichen Bildungseinrichtungen überlegen 
sei« (S, 34). Was wäre wohl, so darf man 
immerhin fragen, das Ergebnis, wenn die- 
jenigen, die in Erziehungsfragen einMaxi- 
mum an Staat und ein Minimum an pri- 
vater Initiative wollen, den Nachweis füh- 
ren müßten, daß der öffentliche Bereich 
der Erziehung zufriedenstellend und in 
jedem Falle den privaten Bildungsein- 
richtungen überlegen sei? Aber man hat 
hier doch das Gefühl, daß die notwendige 
Diskussion sachlich und verständnisvoll 
geführt werden könnte — und das ist 
wahrlich nicht wenig. 
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A. Rüstow begründet »die weltpoli- 


A N St De a 
, os hi er er 


tische Dringlichkeit einer durchgreifenden SR 
Erziehungsreform« zunächst mit einer 
Darstellung der von Chruschtschow a 
Sowjetrußland durchgeführten Schul- : 
reform. Ihr folgt »unter quantitativen 
und qualitativen Gesichtspunkten« eine 
sehr heftige Kritik des heutigen Schul- - IS 
wesens in der Bundesrepublik. Nach R.ist Er 
— jedenfalls qualitativ — »so ziemlich a 
alles reformbedürftig« (S. 73). Im Univer- { 
sitätsbereich will er nicht länger an der 
unbedingten Einheit zwischen Forshung 
und Lehre festhalten: aus einer Auftei- 
lung in Fachhochschulen, die der Lehre 
und der Unterrichtung der Studenten die- 
nen sollen, und in »Foschungsakademien« x 
verspricht er sich entgegen der sonst wohl } 
herrschenden Auffassung viel, Insgesamt 
gesehen bemängelt er den Mut zur radi- 
kalen Neubesinnung — auch beim »Deut- 
schen Ausschuß« und seinem Rahmenplan: 
»Man sollte zunächst einmal auf einer 
tabula rasa die utopischen Umrisse des 
eigentlichen Erstrebenswerten aufzeich- 
nen, um sich dann erst zu überlegen, wie . 
die gegenwärtigen Zustände an diese Zil- 
vorstellung angenähert werden können« 
(S. 92). nn 


P. Luchtenbersgs Beitrag »Der libe- 

rale Bildungsgriff und die pädagogische 
Wirklichkeit« ist den Erfordernissen 
»kulturpolitischer Liberalität« gewidmet. 

Der liberale Bildungsbegriff werde ser- 
möglicht, wirksam und fruchtbar« erst 
durch die »Kategorie der Freiheit« als 
einer »spirituellen Formkraft«, die »in 
aller pädagogischen Gestaltung im Sinne 

des Liberalismus« vorhanden sei (S, 76). 
Damit wird es dann freilich möglich, alles 

das, was nicht »liberal« »im Sinne des 
Liberalismus« ist, auch für nichtfreiheit- 

lich zu halten, So fehlt es nicht an Hin- 
weisen auf den Zwang und die Nötigung, 

die angeblich ‘alle »nicht-liberalen Bil- 
dungsvorstellungen« charakterisieren. Das 
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r ist übrigens für L. 
erale Forderung« (S. 107). 


chlußbetrachtungen Th, Litts über die 
ulturpolitik als Prüfstein freiheitlicher 
staatsgestaltung«. Seine Vorstellungen 
über die Elemente des im staatlichen Be- 
ich sich vollziehenden Integrationspro- 
sses lassen nicht nur immanente Kritik, 
ndern ebenso den oft bewährten Sinn 
ür die Wirklichkeit spüren, die uns heute 
aufgegeben ist. Es. ist erfrischend zu 
; sen, was L. über diejenigen sagt, »die 
' darüber zetern, daß bei uns die Freiheit 
_ doch im Grunde genau so unterdrückt sei 
wie jenseits des Eisernen Vorhangs« 
. 148), Wir glauben ihn richtig verstan- 
8 n zu haben, wenn wir den Kreis der 
E zesprochenen nicht zu eng ziehen. 


Goligniäd Leder 


RECHTSFRAGEN 
DER VERTEIDIGUNGSLASTEN 


i Helmut Rumpf: Verteidigungslasten in 
_ der Bundesrepublik. 118 S., Emil Sem- 
mel-Verlag, Bonn 1960. 


> Seitdem die Bundesrepublik ihren eigenen 
Beitrag zur Verteidigung der westlichen 
_ Welt leistet, tritt zwangsläufig die Not- 
"  wendigkeit, für diese Verteidigung Opfer 
bringen zu müssen, immer stärker in den 
Vordergrund. Der Kreis der Behörden, 
R Dienststellen und Personen, die bei Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Landesver- 
teidigung im Rahmen der Leistungs- und 
 Enteignungsgesetze mitzuwirken haben, 

DE ist überaus groß, So bestimmen $ 1 Abs, 2 
- des Landbeschaffungsgesetzes und $ 1 
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ne für ne der Verte m 
nur beschafft bzw, Schutzberiche nur an- 


geordnet werden dürfen, wenn die Lan- 
desregierung nach Anhörung der betrof- 
fenen Gemeinden und Gemeindeverbände 
zu dem Verteidigungsvorhaben Stellung 


_ genommen haben. Hierbei sind die Erfor- 
' dernisse der Raumordnung, insbesondere 


die Fragen der Landwirtschaft und Wirt- 


schaft, sowie die Belange des Städtebaus 


und des Naturschutzes angemessen zu 
berücksichtigen. Eine entsprechende Vor- 
schrift enthält $ 30 Abs. 3 des Luftver- 
kehrsgesetzes für die Anlegung bzw. we- 
sentliche Änderung militärischer Flug- 
plätze. 


So sind schon in Friedenszeiten sehr viele 
unmittelbar oder mittelbar gezwungen, 
sich mit Problemen der Leistungs- und 
Enteignungsgesetze zu befassen und zu 
Fragen auf diesen Gebieten Stellung zu 
nehınen. Dies wird in einer besseren und 
objektiveren Weise möglich sein, wenn die 
großen Zusammenhänge gesehen und die 
tragenden Grundsätze des Leistungs- und 
Enteignungsrechts erkannt werden. Hel- 
mut Rumpf hat mit seiner Schrift einen 
wertvollen Baitrag zu diesem Thema ge- 
leistet, 


Bei allen, die mit Fragen des Leistungs- 
und Enteignungsrechts zu tun haben, wird 
die übersichtliche, alle wesentlichen Auf- 
fassungen enthaltene Darstellung der ge- 
schichtlichen Entwicklung auf diesem 
Rechtsgebiete großes Interesse finden, Sie 
reicht von den Theorien des Hugo Grotius, 
über den Rechtszustand in der deutschen 
konstitutionellen Monarchie, der Weima- 
rer Zeit und der nationalsozialistischen 
Diktatur, bis zum Besatzungsregime nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges, Die 
sich hieran anschließende Erörterung des 
Bundesleistungsgesetzes, des Landbe- 
schaffungsgesetzes und des Schutzbereich- 
gesetzes geben einen ausgezeichneten 
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BEFEN Ba a r ru . RN 
FE ER I EL. 27 DE VE EST 


E onderen Wert legt der Verf. hierbei auf 
die‘ Untersuchung, welchen Niederschlag 
die Prinzipien, von denen sich der Gesetz- 
geber leiten ließ, nämlich Gewaltentei- 
lung, Subsidiaritätsprinzip und föderalisti- 
sches Prinzip in den einzelnen Bestim- 
mungen gefunden hat, 


Ein besonders ausführliches Kapitel wid- 
met R. dem Entschädigungsrecht. Er be- 


. schränkt sich hier dankenswerterweise 
nicht auf die Darstellung des heutigen 


Rechtszustandes, sondern er geht der 
rechtshistorischen Entwicklung nach, zieht 
Vergleiche und stellt die Wandlungen der 
Rechtsauffassungen heraus. Die Ausfüh- 
rungen des Verf. über »Anfechtungen und 
Sanktionen«, also die Rechtsbehelfe des 
Betroffenen gegen Maßnahmen aufgrund 
der Leistungs- und Enteignungsgesetze, 
sowie Strafbestimmungen und dergl, bei 
Nichtbeachtung der hoheitlichen Anord- 
nungen, geben einen Überblick über die 
wesentlichen Gesichtspunkte, lassen aber 
viele Einzelfragen offen. Sicherlich hätte 
ihre Erörterung über den Rahmen dieser 
Arbeit hinaus in andere Rechtsgebiete ge- 
führt, wie in die Bestimmungen der Ver- 
waltungsgerichtsordnung, des Ordnungs- 
widrigkeitengesetzes und des Verwal- 
tungsvolstreckungsgesetzes. Jedoch bin 
ich sicher, daß viele Leser dem Verf, ge- 
rade dorthin willig gefolgt wären. 


Schließlich unternimmt R. noch die 
schwierige Aufgabe, die Sonderbestim- 
mungen und abweichenden Regelungen 
auf dem Gebiete der Sachleistungen, der 
. Landbeschaffung und der Schutzbereiche 
für die Stationierungsstreitkräfte darzu- 
stellen. Diese Aufgabe ist deshalb beson- 
ders schwierig, weil sich die Rechte und 
Pflichten dieser Streitkräfte in verhält- 
nismäßig kurzer Zeit so grundlegend ge- 
wandelt haben. Innerhalb eines knappen 
Jahrzehntes führte die Entwicklung von 
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. ordnung in Grenzen gehaltenen krieger 


schen Besetzung zu einem auf fortschrei- 
tende Integration hinstrebenden Bündnis, 
Hinzu kommt, daß die unterschiedlich R 


sachsen im geltenden (Truppenvertra 
Finanzvertrag usw.) und im kommend 
Vertragswerk (NATO-Truppenstatut mit 
Zusatzvereinbarungen usw.) die rechtliche & 
und wissenschaftliche Durchdringung der 
Materie sehr erschweren. 


tischen u et Bohlischen Würdigung 
zu dem Ergebnis, daß der Gesetzgeber im 
Verteidigungslastenrecht mehr Rücksicht 
auf die Vermögensinteressen des Einzel- 
nen und der Wirtschaftsgruppen, auf die 
individuellen Belange und Wünsche ge- 
nommen hat, als auf die Interessen der 
Allgemeinheit in einem von innen und 
außen gefährdeten Staat. Sehr zu Recht 
weist er auf die sich hieraus ergebenden r 
großen Gefahren hin, die leider viel zuoft 
übersehen oder unterschätzt werden. 


Die wissenschaftliche Durcharbeitung des 
Stoffes, die zahlreichen Quellen und Li- 
teraturhinweise und die übersichtliche 
Gliederung machen es leicht, dieses Werk 
allen zu empfehlen, die mit Fragen des 
Verteidigungslastenrechts zu tun haben. 
Insbesondere den Verwaltungsbeamten, f 
die sich einen weiten Blick verschaffen 
möchten, wird es ein wertvoller Helfer 
sein. x 


Bonn Robert Herzog i 
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* Sir Anthony Eden: Memoiren 1945-1957. 


Köln 1960. Ä 
" Randolph Churchill: Sir Anthony Eden, 
Aufstieg und Fall. 304 S., Alfred Scherz 
Verlag, Stuttgart 1960. 


_ Roscoe Drummond u. Gaston Coblentz: 
' Duel.at the Brink, John Foster Dulles‘ 
; ; Command of. American Power. 240 S., 


» ‚deutsch 2) erschienene Memoirenband Sir 
h Anthony Edens hat in der Tagespresse, 
=r die sich nahezu ausschließlich auf die der 
AN  Suez-Angelegenheit gewidmeten Kapitel 
stürzte, eine betont unfreundliche Auf- 
_ nahme gefunden. Das konnte kaum über- 
raschen, da E. selbst die Verteidigung 
seiner Suezpolitik dadurch in den Vorder- 
- grund schob, daß er die Darstellung der 
Jahre vor 1945 als von seinem Standpunkt 
n aus weniger dringlich einem späteren 
Br%; Zeitpunkt vorbehielt, Wie dem auch sei, 
über die Suez-Angelegenheit ist inzwi- 
„schen etwas Gras gewachsen, so daß man 
> jetzt eine bessere Perspektive, E.s im Buch 
 geschilderte Nachkriegsleistung in ihrer 
Gesamtheit zu übersehen, gewonnen ha- 
- ben mag. 


1) The Memoirs of Sir Anthony Eden: Full Circle. 
620 S., Cassel, London 1960. 


2) Das Übersetzerpaar Wilhelm und Modeste 
_  Pferdekamp hat das Buch in flüssiges Deutsch 
übertragen. Aber man sollte doch zur Kenntnis 
- nehmen, daß die einem früheren Stadium entstam- 
} mende Abkürzung UNO gar keine sachliche Be- 
Me rechtigung hat, da die volle Bezeichnung ‚United 
# Ye - Natlons‘‘ lautet. 
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690 S., Verlag Kiepenheuer & Witsch, 


Oppositionszeit (1945 — 


nur zustimmen — hatte E. Ende 1951 
wieder die nominelle Führung der Außen- 
politik übernommen. Daß er dabei sein 
eigener Herr gewesen wäre, solange Chur- 
chill Regierungschef war, wird er selbst 
kaum behaupten. °) (In England kursierte 


1955 der Scherz, daß erst der Regierungs- 


chef gewordene Eden ein wirklicher 
Außenminister sein konnte). An sich hat 
sich E, immer der außenpolitischen Linie 
Churchills untergeordnet, auch wenn es 


zwischen 1951 und 1955 niemandem ver- 


borgen blieb, daß er wesentlich weniger 
Begeisterung für Gipfelkonferenzen zur 


‚Schau trug als Churchill. %) Eine gerecht 


urteilende Nachwelt, für die das Suez- 
Debakel nicht mehr das einzige Kriterium 
sein wird, müßte E.s außenpolitische Lei- 


stung der Jahre 1951 — 1955 als positiven _ 


Beitrag zur Erhaltung von Frieden und 
Freiheit in der Welt werten, Man denke 
da an die Liquidierung des Korea-Kon- 
flikts, die Lösung des Österreich-Problems 
und des Streites um Triest, an die Rettung 
der nach Frankreichs Ablehnung der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
hoffnungslos erscheinenden Situation und 
an die Genfer Einigung über Vietnam. 


Über alle diese Dinge — mit Ausnahme 
des Vietnam-Problems — erfährt man aus 
E.s Darstellung kaum viel Neues. Das 
gleiche gilt von seinem Bericht über zwei 
Geschehnisse, die — ohne seine Schuld — 


3) Eden weiß nur von einer Meinungsverschieden- 
heit mit Winston Churchill zu berichten, die sich 
auf den Sudan bezog. Churchill war gegen den von 
Eden befürwurteten Vertrag eingestellt, der das 
britisch-ägyptische Kondominium über den Sudan 
beendet und den Weg zur Selbständigkeit freigab. 


4) Vgl. hierzu J. W. Brügel, „Die Koexistenztihese 
im Kräftefeld der britischen Politik“, in: Europa- 
Archiv‘‘, 17/18/1957, S. 10135. 
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: war 
konnte’ als außenpolitischer ee der 
konservativen Opposition der Politik sei. 4 
"ner Gegenspieler im Außenamt Ernest R 
Bevin und Herbert Morrison im Wesen 


De NT ea wre 


_ Gipfelkonferenz vom Mahre 1955 und der 


‚Besuch Bulganins und Chruschtschows (in 


dieser Reihenfolge) in England im April 
1956. Aber die Rekapitulation mancher in 
unserer raschlebigen Zeit längst vergesse- 


‚ner Dinge, wie z. B. der Verhandlungen 


auf der Berliner Außenministerkonferenz 
(Anfang 1954) über‘ Deutschland und 
Österreich oder des Tauziehens um die 


. EVG und die Pariser Verträge ist ganz 


- nützlich. 


E. war es nicht mehr beschieden, den Kon- 
flikt um Zypern beizulegen. Man kann es 


- daher verstehen, daß er besonders her- 


ausstreicht, was er nach dieser. Richtung 
positiv geleistet hat. Er führt vor allem 
die Erklärung seiner Regierung vom Ok- 


.tober 1955 an, die die Anwendbarkeit des 


Selbstbestimmungsrechtes auf die Insel 
nicht ausschloß, Vergeblich würde man 


aber bei ihm nach dem Eingeständnis 
‚ suchen, daß das nur der Widerruf ent- 
gegengesetzter Erklärungen zweier (später 


ins Oberhaus abgeschobener) konservati- 


- ver Minister aus dem Jahre 1954 war, die 


viel Unheil gestiftet hatten. 


Die breite Behandlung des Vietnam-Pro- 


 blems in E.s Memoiren ist nichts als eine 


" posthume »Revanche pour Suez« an John 


Foster Dulles. Seht, dieser Dulles, steht 
zwischen den Zeilen, der mich 1956 daran 
gehindert hat, einem Diktator in den Arm 
zu fallen, würde, hätte ich ihn nicht daran 
gehindert, 1954 die Welt Vietnams wegen 


_ in einen Krieg gestürzt haben! E, glaubt, 


hier zu enthüllen, was gar nicht unbe- 


"kannt ist, daß nämlich Dulles in den Ta- 


‚gen, da französische Truppen Dien-Bien- 


_Phu zu halten versuchten, den kommuni- 


stischen Mächten mit der Drohung der 


- Anwendung vereinter westlicher und 


nicht nur französischer Waffengewalt ein 
Halt zurufen wollte. Besonders übel krei- 
det E. Dulles an, daß dieser sich hinter 


. dem Rücken der Engländer einseitig mit 


737 


den Franzosen über ein militärisches Ein- 


greifen im Falle des Zusammenbruches 


der Genfer Konferenz (die dann doch zu 2 


einem Waffenstillstand. führte) einigen ' 
wollte, Das ist natürlich derGegenvorwurf - 
zu dem vor Amerika bis zum letzten 
Augenblick verheimlichten britisch-fran- 
zösischen Ultimatum vom 30. Oktober 
1956, aber er ist nicht allzu tragisch zu 5 
hehment, da E. selbst anführt, er habe HE 
durch Lektüre der Schweizer Zeitungen 


‘ von den Geheimverhandlungen Wind er- ia 


halten. 


‚= 


Hier erhält Eden unerwarteten Sukkurs 
von einem Buch zweier amerikanischer 
Journalisten,. die ausgezogen sind, für, 


Dulles Zeugnis abzulegen und ihn trotz 
mancher Kritik doch vorwiegend positiv 
beurteilen. R.DrummondundG.Cob- 
' lentz haben ungezählte Politiker aus-- 
gehorcht, die mit Dulles zu tun gehabt hat- 


ten und auch z.B. auf das Zeugnis von 
Adenauers Übersetzer nicht verzichtet. 
Man verdankt ihnen ein .lesenswertes 
Buch, an dem nur die melodramatischen _ 
Töne stören. An einer Stelle reagiert es 
ausdrücklich auf Edens Memoiren, doch 
muß esin den Grundzügen fertig gewesen. 
sein, als Eden in der Öffentlichkeit zu 
Worte kam. Den beiden Autoren hat 
George Bidault erzählt, daß ihm, als 
dem damaligen französischen Außen- 
minister, Dulles zweimal vor der Genfer 
Konferenz die Verwendung von Atom-- 
waffen angeboten hätte, einmal gegen 
China, das andere Mal zur Verteidigung 
von Dien-Bien-Phu. Die Franzosen hät- 
ten abgelehnt. Aber diese Geschichte 
stützt sich lediglich auf das Zeugnis 
Bidaults und scheint reichlich unglaub- 
würdig. Hingegen berichten die Verf., 
daß Eden Anfang 1952 Eisenhower zu 
beeinflussen gesucht habe, im Falle sei- 
ner Wahl zum Präsidenten Dulles nicht 
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um nStastssckte är zu e > 
ı schwer zu arbeiten sei. 


‚stimmen sollte, war es kein sehr kluger 
Schritt, denn Eden häte wissen müssen, 
‚daß er in dieser Hinsicht bei Eisenhower 
‚auf taube Ohren stoßen, aber sich Dulles‘ 
nes noch weiter 


verscherzen 


‚die Regel, daß man die Menschen nehmen 
müsse, wie sie sind. Im Falle Vietnam 


Tacht der Welt die französische Position 
" in Vietnam halten konnte. Doch der Ver- 
such, sich gegen einen kommunistischen 
' Angriff zu verteidigen — und das war 
‚doch in Vietnam der Fall — ist etwas we- 
‚sentlich anderes als ein Angriff auf den 

_ nichtkommunistischen Diktator Nasser. 
 Dulles sei keineswegs antibritisch gewe- 
sen, hätte sich aber mit Eden schlecht ver- 
tragen, sagen D. und C, In einem Fall sei 
Dulles sogar Eden politisch zu Hilfe ge- 
kommen, nämlich, als der eben erst Re- 
 gierungschef gewordene Eden im Mai 1955 
das Unterhaus auflöste, um sich durch 
Neuwahlen eine ausgiebigere Mehrheit zu 


. Trumpfkarte in die Hand gespielt, daß 
"Washington seinen bisherigen Widerstand 
gegen eine Gipfelkonferenz aufgab. An- 
gesichts des Fiaskos dieser Konferenz im 
Juli 1955 war es ein kurzlebiger Erfolg, 
aber den Wahlausgang hat es zugunsten 
. der Konservativen beeinflußt, Ein bemer- 
'kenswertes und bisher unbekanntes Detail 
hat der seinerzeitige französische Regie- 
'rungschef Edgar Faure den beiden ameri- 
'kanischen Autoren anvertraut. Eisen- 
_  hower habe mit seinem Genfer Vorschlag 
der gegenseitigen Freigabe der Inspektion 


aus der Luft auch seine westlichen Ver-. 
_ bündeten überrascht; 


die vorbereitete 
‚Rede, die er ihnen vor der Sitzung zeigte, 
‚enthielt den betreffenden Passus nicht. 


Wean‘ das 


‚zur Klärung bei. 
nicht die Behauptungen, das Vorgehen 
gegen Ägypten sei in allen Einzelheiten in 


tw. yon | uc 
Suezangelegenheit 8 gewidme 


handelt sich weder um eine genaue, wenn- || 


gleich mit den Augen eines unmittelbar 


Beteiligten gesehene Darstellung, noch 
auch um eine ernstliche Auseinander- 
setzung mit seinen Kritikern, so apologe- 
tisch auch alles klingt, In einem einzigen 


Punkte tragen Edens Ausführungen, die 


oft den Eindruck gespielter Naivität ma- 


chen — so, wenn er sein Ausscheiden aus 


der aktiven Politik im Januar 1957 nur mit 
gesundheitlichen Erwägungen begründet 
— zur Bereicherung unseres Wissens und 
Er bestätigt natürlich 


einer Geheimberatung mit Ben Gurion in 
Paris am 16. Oktober 1956 vereinbart wor- 
den. Aber er gibt preis, daß er an diesem 
Tage seine französischen Partner in Paris 
ersucht habe, die israelische Regierung 
wissen zu lassen, ein israelisches Vorgehen 
gegen Jordanien müßte britische Gegen- 
maßnahmen hervorrufen, »Wenn jedoch 
Israel gegen Ägypten und nicht gegen 


Jordanien losschlagen sollte, würde es 


nicht zu diesem Dilemma kommen. Daher 
war es von unserem Standpunkt aus bes- 
ser, wenn Israel gegen Ägypten vorginge.« 


Es hält schwer, darin nicht zumindest eine 


Ermutigung zu ‚sehen, auch wenn man 
nicht verkennt, daß das israelische Vor- 
gehen anders bewertet werden muß als 
das britisch-französische, 


Wir finden in Edens Buch keine halbwegs 


POUR, SR 
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zureichende Begründung dafür, warum 4 
man buchstäblich bis zur letzten Minute 
den Vereinigten Staaten das für Nasser 


bestimmte Ultimatum verschwieg, Wir 
finden keine Entschuldigung oder Vertei- 
digung der Völkerrechtswidrigskeit des 
britisch-französischen Vorgehens und 
keine Aufklärung darüber, warum Groß- 
britannien gerade diese Gelegenheit er- 
greifen mußte, den sowjetischen Miß- 


brauch des Vetorechtes im Sicherheitsrat & 
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er FE e a wurde 
zu den Waffen gegriffen, da es doch über- 
raschenderweise im Schoße des Sicher- 
heitsrates am 13, Oktober zu einer Eini- 
gung mit Ägypten gekommen war? Die 
dort vereinbarte Resolution als solche ist 
infolge eines sowjetischen Vetos gefallen, 
aber Ägypten wäre trotzdem an den 
Grundsatz gebunden geblieben, die »Ope- 

" rationen des Kanals von der Politik aller 

Mächte fernzuhalten«, der allen legitimen 
britischen Wünschen Rechnung trug. Daß 
man darüber einfach hinwegging, zeigt, 
daß London und Paris eine friedliche 
Regelung gar nicht wollten. 


 Verhältnismäßig wenig können D. und C, 
zur Erhellung der Suezangelegenheit bei- 
tragen. Sie widersprechen Edens Behaup- 
tung, daß die britische Regierung keine 
Gelegenheit hatte, sich zur amerikani- 

„schen Absicht, die Kreditgewährung für 
den Bau des Assuan-Damms zu wider- 
rufen, vor der öffentlichen Bekanntgabe 
zu äußern; London sei rechtzeitig verstän- 
digt worden. Dulles habe später, erzählen 
sie, unter dem Eindruck gestanden, daß 
Nassers Aktion der Nationalisierung der 
Kanalgesellschaft Eden höchst gelegen 
komme. Die dringenden telefonischen 
Ratschläge aus Washington (Ende Okto- 
ber — Anfang November), die begonnene 
Aktion einzustellen, seien gar nicht von 
‚Dulles, sondern direkt von Eisenhower 


gekommen. 
%* 


Auch in Randolph Churchills Buch 
über Eden nimmt die Erörterung des 
-Suezproblems nur etwa ein Drittel ein. 
"Aber wenn der Verf. behauptet, er habe 
den Auftrag für das Buch bereits vor Nas- 
sers Nationalisierungsakt übernommen, 
und wenn er nachweist, daß er sich schon 
‚1934 abfällig über Eden geäußert hat, dem 
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Far S ang IN a 


A A Y 
r geschmackloserweise sogar » Mängel des f 


_ Charakters nachsagt, hätte trotzdem seine Be 


in ae äußeren Eormen einer 


ER Daß der Sohn Winston Churchill, 
über den intimen Freund und Amtsnach- 
folger seines Vaters, der noch dazu einan- 
geheirateter Verwandter ist, ärger herfällt _ 
als über einen politischen Gegner, war. 
natürlich in England eine kleine, wenn 
auch längst vergessene Sensation. Das E 


Buch deutschen Lesern vorzusetzen, die 


mit diesem Hintergrund nicht vertraut 
sein können und es als ernsthafte Dar- 
stellung zu betrachten geneigt sein mögen, 

hat wenig Sinn, Ch, behandelt Eden von 
der Geburt bis zu der 1957 unvermeidlich 
gewordenen Demission, aber es ist bloß 
eine journalistische Aneinanderreihung i 
von Begebenheiten, die so ausgewählt _ 
sind, daß sie Eden in schlechtem Licht er- 
scheinen lassen müssen. Eden hat einfach 
immer und nicht nur im Falle Suez alles 
schlecht gemacht, und auch seine Vor- 
kriegshaltung wird nicht als Stellung- - 
nahme gegen die Politik des Zurück- 
weichens vor den Diktatoren anerkannt. 


Daß Eden im Februar 1938 sein Amt als 


Außenminister hingeworfen hat, habe 
ihm erspart, für die -auf der Münchener 
Konferenz im September 1938 kulminie- 


rende Appeasementpolitik mitverantwort- 3 


lich zu sein. Nun mag Eden auch in den 
Jahren vor 1938 nicht immer folgerichtig 
gehandelt und dazu beigetragen haben, 
daß man ihn damals mit den Baldwins 
und Neville Chamkerlains in einen Topf 
warf, aber der Rücktritt eines noch nicht 
4ljährigen Außenministers eines Prinzips 
wegen und damit der vermeintliche Ver- 
zicht auf eine weitere Karriere verdienen 
doch mehr Anerkennung als sie Ch. aus- 
zusprechen bereit ist. Wenn sein Buch für 
den deutschen Leser einen Wert haben 
soll, liegt er in der wenn auch oberfläch- 
lichen, so doch im Wesen richtigen Dar- 
stellung und Verurteilung der Appease- 
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a nentpolitik, die in dem. 2 
Satz gipfelt, Neville 'Chamberlain, der 


Nicht, weil sich Ch, mit Edens Rolle in Fa 
 Vorkriegszeit höchst unsachlich beschäf- 


 shenswert um einen Br zu en 
_ der die Zeit bis 1945 behandelt. 


London J. W. Brügel 
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DIE VIERTE REPUBLIK — 
_ FORMEN UND URSACHEN IHRER 
. KRISEN 


AR Erich Haniel: Regierungsbildung und 

_ Regierungskrisen in der Verfassungs- 

entwicklung der Vierten Republik. VII, 

. 141 S. Verlag J.C.B. Mohr a Sie- 
Sek], Tübingen 1961. 


"Als die Franzosen nach der Befreiung den 
Etat Frangais des Marschalls P&tain in die 
politische Rumpelkammer geworfen hat- 
ten, wollte die Mehrzahl der Politiker 


 kratischen Tradition verknüpfen, aber 
gleichzeitig verfassungsrechtlich von 
Grund aus neu gestalten, da man der 

Dritten Republik die Schuld am Zusam- 
menbruch gab. Doch schon mit dem Volks- 
_  entscheid über die künftige Verfassung 
. begann das politische Leben sich zu ver- 
. wirren. Der neue Organismus funktio- 
 nierte schlecht in einer durch den Welt- 
krieg veränderten Welt. Dauernde Regie- 


ZN 
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en Winston Churchills, "Ser 


zwar Frankreich wieder mit der demo- 


ngskı 


schließlich in 


nur der ‚autoritäre General herausführen 
konnte. > 


ni 


Form und Ursachen der Krisen sind von 
französischen und ausländischen Beob- 
 achtern häufig untersucht worden I Erich = 
Haniel gibt eine kritische Darstellung ders 
verfassungsrechtlichen Entwicklung der 


Vierten Republik, d.h. der institutionellen 
Versuche, aus Frankreich einen lebens- 
und funktionsfähigen demokratischen Or- 


ganismus zu machen. Das Leben der Vier- 


ten Republik ist bis zum Jahre 1958 aus- 


sefüllt mit den Arbeiten an Verfassun- 


gen, Entwürfen und Reformvorschlägen, 


mit Diskussionen um die formal-recht-" 


liche Festlegung der Kräfteverteilung im 
Staate, die aber in der Praxis die Zer- 


fahrenheit und Lähmung des politischen. 
Lebens nicht aufhalten konnten. 


Die Mehrheit der ersten Konstituante war 
der Ansicht, die Gewaltenteilung sei ein 


- heute überholter Grundsatz, man müsse 


die Regierung der durch direkte Wahlen 


geschaffenen Nationalversammlung unter- 


ordnen, da sie den Volkswillen am 'un- 


‚mittelbarsten zum Ausdruck bringe; eine 


Zweite Kammer sei nach den Erfahrun- 
gen der Dritten Republik nur ein Hemm- 


nis. Nach der Ablehnung der ersten Fas- 


sung durch den Volksentscheid wurde ein 
zweiter Entwurf ausgearbeitet, der, bei 


geringer Beteiligung an der Abstimmung, 


gutgeheißen wurde. In dieser Verfassung 


vom Oktober 1946 stellte man die Zweite 
Kammer als »Rat der Republik« wieder 
her, allerdings unter Beschränkung ihrer 


gesetzgeberischen und politischen Ein- 4 


flußmöglichkeiten. Auch die Stellung des 


Ministerpräsidenten wurde gegenüber 4 


dem ersten Entwurf gestärkt. Der Wunsch, 


die unmittelbare Volksvertretung zum 4 


1) Vgl. NPL I1/1957, Sp. 238; III/1958, Sp. ‚856; 
V/1960, Sp. 444. 
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im ‚Staate zu 


hin, konnte sich. nicht ganz durchsetzen.- 


‚In der Praxis haben zwar die Ausschal- 
tung der KP und der in der Verfassung 


| festgelegte Grundsatz der absoluten Mehr- 


heit bei der Investitur die Bewegungs- 
freiheit und die Autorität des Minister- 


‚ präsidenten stark eingeengt. Aber die Na- 


tionalversammlung konnte infolge ihrer 
inneren Zerrissenheit daraus keinen Ge- 
winn für sich selbst ziehen. 


Ein anderes Ziel in diesen Jahren des 


‚ Experimentierens mit den politischen In- 


' zelne 
Vorschriften 


stitutionen war die Eindämmung oder 


"Abkürzung der Regierungskrisen durch 


formale Bestimmungen. Die bis ins ein- 


über Regierungsbildung, 
Vertrauensfrage, Tadelsvotum und Par- 
lamentsauflösung sind Beispiele für die 


' Versuche, durch technische Maßnahmen 
' eine möglichst ungestörte parlamenta- 
. rische Arbeit zu sichern. (Auch in diesen 
"Artikeln ist die Verfassung für die Erste 


Kammer weniger günstig als der Ent- 


wurf.) In der Praxis haben aber die Ab- 


geordneten immer neue Wege gefunden, 
die Regierung auf eine andere Weise als 
die in der Verfassung geregelte Art zum 
Rücktritt zu zwingen. Nur ein Bruchteil 


‘der Kabinette wurde nach den formellen 


Bestimmungen gestürzt. In jedem Viel- 
parteienstaat hat die Regierung schon 
deshalb eine unsichere Existenz, weil sie 
nur durch Absprachen mit Koalitionspart- 
nern zustande kommt; sonst könnte sie 
sich überhaupt nicht auf eine Mehrheit 
im Parlament stützen. Der Verf. weist 
darauf hin, daß auch in der Weimarer 
Republik Regierungskrisen häufig durch 
Auseinanderbrechen oder langsame Auf- 
lösung der bestehenden Koalition ver- 
ursacht wurden, ohne daß der Anstoß 
vom Parlament ausging. So hat die Ver- 
fassung von 1946 auch die Absicht, der 
Regierung größere Stabilität zu sichern, 
nicht erreicht. 
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gehenden verfassungsrechtlichen 


[1 


Der Gegensatz, der sich 1947‘ zwischen den’ AN 
"Ost- und Westmächten auftat und seitdem - 
vertiefte, das Aufkommen der gaullisti- 


schen Bewegung verlagerten das Schwer- Ei; 


gewicht des Parlaments nach rechts, und 


so ging die Verfassungsänderung von 1954 * = 
auf die Grundsätze der Dritten Republik 


zurück und stellte die Befugnisse des kon- 


servativeren Senats voll wieder her. Der 
Wunsch nach einem grundlegenden Neu- 
aufbau, der nach Beendigung des Krieges 
bei den Politikern überwog, verstummte 


nach jahrelangen Diskussionen. Die dop- 


pelte Investitur, das Erfordernis der ab- A 
soluten Mehrheit wurden beseitigt. DieRe- 
gierungskrisen wurden aber dadurchnicht 
verkürzt, denn es erwies sich in der par- 
lamentarischen Praxis, daß eine einfache 
Mehrheit nicht leichter zu erreichen ist 


als eine qualifizierte. Die Erleichterung 
der Auflösung ermöglichte zwar ihre An- 


wendung im Dezember 1955; aber eine 
klare Entscheidung zwischen Regierung 
und Opposition konnte innerhalb des be- 


stehenden Vielparteiensystems durch sie 
nicht bewirkt werden. 


Die Bemühungen um weitere Reformen, 


die allerdings in den Ausschüssen stecken 


blieben, richteten sich auf eine verstärkte 
Beschränkung der Macht des Parlaments 
und forderten einen konstruktiven Ta- 
delsantrag: der Antrag müsse auch 
»Grundsätze eines neuen Regierungspro- 
sramms aufzählen«. 


Das praktische Ergebnis aller Versuche 
zwischen 1945 und 1957, das parlamenta- 
rische Leben durch detaillierte verfas- 
sungsrechtliche Bestimmungen zu sanie- 
ren, war gleich null. Man fand keinen 
Weg mehr aus der Erstarrung und Zer- 
fahrenheit. Das Parlament gab im Juni 
1958 de Gaulle gesetzgeberische Vollmach- 
ten für sechs Monate und ermächtigte ihn 
zur Ausarbeitung einer neuen Verfassung, 
die — en bloc — dem Volk zur Entschei- 
dung vorzulegen war. Nach Ansicht des 
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er es sich nicht en ee 
kann; diese Ermächtigung wäre also dann 
verfassungswidrig. Aber das spielte in 
solchem Augenblick keine Rolle mehr. 
chon vor dem Ermächtigungsgesetz war 
es klar geworden, daß die Vierte Republik 
versagt hatte, daß aber auch der franzö- 
 sische Parlamentarismus am Ende war. 
Be: Er hatte sich selbst und seine Verfassun- 
gen überlebt, eine leergewordene Form 
‚der Demokratie konnte durch juristische 
Formeln nicht wieder zum Leben erweckt 
_ werden. Die Regierungskrisen nahmen 
nicht ab, die Labilität der Kabinette hielt 
an und war weder durch die häufige Wie- 

. derkehr der gleichen Parteikonstellation 
noch der gleichen Minister auszugleichen. 
Den tieferen Grund der Krise deutet der 


SE Verf. an einigen Stellen an: er lag »we- 


niger in Fehlern und Schwächen der ge- 

schriebenen Verfassung als in der partei- 

‚politischen Zersplitterung der französi- 

7 schen Republik« (S. 79); »Das Funktionie- 
ren hängt ab von Faktoren, die nicht in 

‚juristische Formeln zu bannen sind« (S.13). 

Die Vollmacht des Generals ist eine pro- 

Mr "visorische, persönliche, keine grundsätz- 

liche Lösung. Die künftigen französischen 

Politiker werden aus der Vierten Repu- 

_ blfk lernen müssen. 


_H. hat in gründlicher Arbeit alle Einzel- 
heiten der verfassungsrechtlichen Diskus- 
sion und der komplizierten parlamenta- 
rischen Technik zusammengetragen und 
4 durch zahlreiche Anmerkungen belegt. 
” Auf diesem soliden Material baut er seine 
fortlaufende Darstellung der Regierungs- 
B- krisen und Regierungsbildungen auf. Die 
Studie ist ein wichtiger Beitrag zum Aus- 

__ tausch demokratischer Erfahrungen. 


Berlin Fritz Roepke 
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DES OSTBLOCKS £ 


Karl Krüger: Der Ostblock, Die Pro- 
duktion des östlichen Wirtschaftsblocks 
einschließlich China nach dem Schwer- 
punktprogramm. 395 S. m. 92 Fotos auf 
Kunstdrucktafeln, 19 Textkarten und 
einer farbigen Baer Safari-Verlag, 
Berlin 1959. 


Der Ostblock gehörte lange zur terra in- 
cognita. Zwar sind die Zeiten, da die 
Fachwelt ein tägliches Zusammenbrechen 
der kommunistischen Wirtschaft prophe- 
zeite, längst vobei. Aber nur sehr all- 
mählich begann sich in den Fachkreisen 
der westlichen Welt die Tatsache durch- 
zusetzen, daß der von der UdSSR poli- 
tisch und wirtschaftlich geführte Ostblock 
zu einer beachtlichen Wirtschaftsmacht 
geworden ist. Der Autor gehört zu jenen 
Pionieren, die den Ostblock aus dem Dun- 
kel der Unter- aber auch Überbewertung 
gerissen haben. 


Der Schwerpunkt des Werkes liegt bei 
der Darstellung der wirtschaftlichen 
Macht, ihres Wachstums, ihres Integra- 
tionsgrades und ihrer Möglichkeiten. Es 
vermittelt dem sprachunkundigen Leser 
in Deutschland ein ausgezeichnetes Bild 
vom derzeitigen Zustand, aber auch von 
den Entwicklungsperspektiven der gesam- 
ten östlichen Wirtschaft. Nach einem kur- 
zen Exkurs in die Geographie, politische 
Struktur der Wirtschaft und die Völker- 


kunde mit ihren speziellen politischen 


Problemen im Ostblock geht K. in medias 
res. Das erste ökonomische bedeutungs- 
volle Kapitel ist das vierte. Hier unter- 
sucht der Verf. die Arbeitsteilung im Ost- 
block. An diesem Kapitel bereits merkt 
man . den fundamentalen Unterschied 
zwischen diesem von einem erstklassigen 
Fachmann geschriebenen Buch und der 
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Yin mn Dad, 


zur Aufgabe Senschf, die Wirtschaft des 


 Ostblocks zu untersuchen, aber während 


‚ von Huebbenet mit journalistischer Feder 
und ohne Quellenangabe (unter großzügi- 


I 


ger Mißhandlung des Zahlenmaterials) 
über die Probleme hinweg huscht, unter- 
sucht K. mit wissenschaftlicher Genauig- 
keit die Arbeitsteilung im Ostblock und 


die ökonomischen Beweggründe, die dem 


Entschluß zugrunde lagen, vom Autar- 
kiestreben aller Ostblockländer zur öko- 
nomisch begründeten Arbeitsteilung fort- 
zuschreiten. Heute ist dieser Prozeß be- 


. reits weitgehend abgeschlossen, und zwi- 


schen den Ostblockländern besteht eine 
klare Abgrenzung der Kompetenzen. Die 


' günstigsten Standortvoraussetzungen sind 


il 


heute für die Entwicklung eines Indu- 


striezweiges maßgeblich, während vor 
nicht allzulanger Zeit noch jeder Ost- 


blockstaat glaubte, selbst über möglichst 
alle Industriezweige verfügen zu müssen. 
“ Der »Rat für gegenseitige Wirtschafts- 


hilfe« — bei uns COMECON genannt — 


“koordiniert die langfristigen Entwick- 


lungspläne und sorst dafür, daß für den 
Aufbau eines jeden Industriezweiges die 
günstigsten Standorte gewählt werden. 


- Neben der Arbeitsteilung kommt es auch 
- in allen anderen ökonomischen Bereichen 


zu einer immer stärker werdenden Inte- 
gration. Im Kapitel V des vorliegenden 
Buches werden diese Integration, 
Ziele, ihr Wirkungsbereich an Hand der 
östlichen Pläne analysiert. »Im Ostblock 


- wird auf Tradition wenig Rücksicht ge- 


nommen; maßgeblich ist jeweils die utili- 
taristische Beurteilung aller möglichen 
Leistungen. Damit wird die Logik der 
produktiven Technik mehr und mehr 
zum Geistigen Gerüst des wirtschaftlichen 


1) Georg von Huebbenet, Die rote Wirtschaft, wächst, 


Düsseldorf 1959; vgl. NPL, VI/1961, Sp. 377 £f. 
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r hatte es sich 


ihre ‘ 


ser Melodie der Technik sich Se 
widerstrebende Geister, weil die Einwän- 


‘ de des Verstandes an den kalten For- 


meln, für deren Richtigkeit erfahrene 
Fachleute bürgen, in sich zusammenfal- 
len« (S. 119). Standardisierung, Typisie- 
rung, Gleichschaltung der Wissenschaft. 
— das sind die Elemente der Integration 


im Ostblock. Br 


in diesem Zusammenhang ist besonders 
interessant, daß gegenwärtig ein lang-. 


ER 


fristiger Plan bis 1980 für den gesamten 


Ostblock unter Zuhilfenahme der Input- 
. Output-Analyse ausgearbeitet wird. K. 
weist auf: diese Anlage bereits hin. Bis 


1965 laufen die verschiedenen Pläne der: 
Ostblockländer aus, und dann beginnt 
höchstwahrscheinlich die Zeit streng auf- 


einander abgestimmter Wirtschaftspläne 
im Ostblock. Eine gewisse Disproportion 
besteht zwischen Kapitel VI und Kapitel 


VII. Während die Verkehrsprobleme (RKa- 


pitel VI) sehr ausführlich und auf ihre 


Problematik hin untersucht werden, wird. 
die Energieproblematik des Ostblocks lei- 
der etwas zu kurz behandelt. In der. 


UdSSR beginnt man aber neuerdings 


die Energiebilanz umzustruktuieren. Man ir 


beschreitet dort heute den gleichen Weg, 


den auch die USA beschritten haben. An 


die Stelle der traditionellen Primär- 
energieträger Kohle, Holz und Torf (zu- 
mindest in der UdSSR) sollen künftig in 
zunehmendem Maße Erdöl und Erdgas 
treten. 


Was in der UdSSR eingeleitet worden ist, 


wird im übrigen Ostblock freilich noch 


längst nicht unternommen. China bei- 
spielsweise verwendet heute noch fast 
ausschließlich Kohle (99%) als Brenn- 
stoff2). Mit Ausnahme Rumäniens und 
Ungarns ist auch in allen anderen Ost- 


2) vgl. „Ugolnaja Promyslennost Kitaiskoi Narodnoi 
Respubliki“, Gosgortechizdat, Moskau 1959, 8. 25. 
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‚diese Probleme eingegangen werden 
m ssen. — Das achte Kapitel ist für den 
T; ser vielleicht das interessanteste. Hier 
erden die einzelnen Ostblockländer in 
er wirtschaftlichen Entwicklung und 
ihren Entwicklungsmöglichkeiten gezeich- 
net. Der Text wird durch sehr gut ge- 
"wählte Fotos und Karten untermauert. 

Das Buch von K. gehört in die Hand eines 
eden Bürgers der Bundesrepublik, denn 
ist ein ausgezeichnetes Nachschlage- 


Henry L. Mason: Toynbee’s Approach 
to World Politics, — Tulane Studies in 
‚ Political Science, Bd.V. X, 153 S. Tulane 
„ University New Orleans. Martinus Nij- 
"hoff, The Hague 1958. 


‘Das Interesse M.s liest bei Toynbees 
. religiös- -spirituellem Ansatz in der Be- 
„handlung der augenblicklichen Weltpro- 
. bleme, der über das Wissenschaftliche 
| ‚hinausgeht. Einleitend behandelt er Toyn- 
e bees weltgeschichtliches System; er stellt 
_ fest, daß seine konkreten Schlußfolge- 
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5 Seite oh die Kostenseite. der Pro- 
_ duktion, des Transports und des Handels 
Hier‘ » hätte vielleicht eiwas neuer 


rk und ermöglicht gerade uns Deut- _ 


— wird leider nicht behandelt. Gerade 


die Kostenseite beginnt aber auch im 


Ostblock immer mehr eine gewichtige 
Rolle zu spielen. Auch im Ostblock hat 
man gemerkt, daß wir — um ein Wort 
von E. Schneiders zu verwenden — auf 
dem »kalten Stern der Knappheit« ieben. 
Ein Kapitel zu diesen Kostenproblemen 
wäre sehr nützlich gewesen. Das um so 


mehr, als bisher eine wissenschaftliche & 
‚Untersuchung dieser Problematik völlig 
fehlte. Vielleicht läßt sich das in einer 


späteren Auflage nachholen. 


Kiel Paul Zieber 


rungen nicht nur de facto verhältnismäßig, 
unbeeinflußt bleiben von seiner allgemei- 
nen Geschichtsmethodik, sondern daß 
diese auch prinzipiell als auswechselbarer 
Schlüssel gedacht ist, aber die visionär- 
prophetischen Momente nur eine dienende 
Rolle spielen. Hauptsächlich kommt es 
M. hier darauf an, offensichtlich in Gegen- 
satz zum traditionellen Pragmatismus des 
amerikanischen Denkens, die Generali- 
sierung als eine legitime Methode der 
Wissenschaft schlechthin zu verteidigen. 
Doch muß er in concreto zugeben, daß bei 
Toynbee die Generalisierung so zu Lasten 
der primären historischen Data gehand- 
habt wird, daß er entgegen seiner eigenen 


Aussage eher als political scientist denn 
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‚als Historiker klassifiziert En müßte. 
Damit verlagert sich der Akzent M. s auf 
die Zeitanalyse der letzten vier Bände von 
Toynbees großem Hauptwerk. Unter den 
Gesichtspunkten: Rußland und der We- 
sten, Asien-Afrika und der Westen, das 
Problem des Krieges und: Innere Pro- 
bleme des Westens, wird diese zusammen- 
gefaßt und in einem weiteren Kapitel mit 
den Analysen anderer zeitgenössischer 
political scientists verglichen. 


Danach kommt M. zu seinem eigentlichen 
Thema, der Darstellung der besonderen 
religiösen Anschauung Toynbees, der ja 
nicht nur die Religion als dominanten 
Faktor jeder Kultur ansetzt (also nicht 
die Wahl zwischen religiöser und säku- 
larer Kultur, sondern nur die zwischen 
einer höheren Religion und dem Absinken 
in eine niedere läßt), sondern gerade 
heute einen originalen und präzedenz- 
losen religiösen Fortschritt als einzige 
Alternative zu der des Universalstaats 
bzw. des dritten Weltkriegs läßt. Ob- 
wohl M. die Kritiker Toynbees in einem 
- besonderen Schlußkapitel Revue passie- 
ren läßt und insbesondere die von die- 
sen genügend hervorgehobenen Unschär- 
fen eines spirituellen Fortschritts zugibt, 
der zwischen Toleranz und militanter 
“ Kirche, zwischen Buddhismus und Chri- 
stentum vage oszilliert, billigt er im Ge- 
gensatz zu den meisten von ihnen Toyn- 
bee zu, gerade hier einen wesentlichen 
Schritt über die übliche Behandlung ak- 
tueller Probleme hinausgetan zu haben. 


Die Studie zeigt, mit wieviel Mühe und 
Umwegen inmitten einer positivistischen 
Umwelt die political scientists der Neuen 
Welt das Fehlen wirklicher geschicht- 
licher Perspektiven kompensieren müs- 
sen; sie ist insofern ein Gegenbeispiel für 
die das europäische Denken beeinträch- 
tigende Last der Tradition. Im einzelnen 
bietet sie weder zu Toynbee noch zu 
den aktuellen Weltproblemen wesentlich 
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. Neues und will dies auch gar nicht, dasie 
ihre Aufgabe im zusammenfassenden Re- B 


ferat erschöpft sieht. Die prinzipielle‘ Un- 
zulänglichkeit, daß Toynbee (und schon 
Spengler) Weltgeschichte von einem Kul- 


turbegriff aus betreiben, der vorn und a 
hinten durch die Prähistorie und die 


technische Revolution 
wurde, ist ihm entgangen. 


eingeklammert 


Aachen Albert Mirgeler- 


Nelson Manfred Blake und Oscar ‚Theo- : 


dore Barck, Jr.: The United States in Its -29 E 


World Relations. VIII, 840 S.,, McGraw- 
American History, 
New York- 


Hill Series in 
McGraw-Hill Book Co.,, 
Toronto-London 1960. 


Die beiden Professoren der Syracuse Uni- 
versity im Staat New York haben eine 
Geschichte der auswärtigen Beziehungen 
der USA geschrieben, die von der Unab- 
hängigkeitserklärung des Jahres 1776 bis 


in die Gegenwart reicht. Das Buch hat 


alle Vorzüge und Nachteile eines guten 
„textbook« > 
schen Colleges üblicherweise für den 
Unterricht verwendet werden. Es berich- 
tet auf der Basis des neuesten amerikani- 
schen Forschungsstandes ausführlich über 


die Außenpolitik fast zweier Jahrhun- 


derte. Die Verf. sind ausdrücklich und 
deutlich spürbar um größtmögliche Ob- 


jektivität bemüht, Darunter verstehen sie 


eine tunlichst vollständige Darbietung der 
Fakten und kontroversen Meinungen bei 
weitgehender Zurückhaltung der eigenen 
Stellungnahme; auch der wirtschaftlich- 
soziale Hintergrund und die öffentliche 
Meinung werden bis zu einem gewissen 
Grad in die Darstellung einbezogen, Das 
Resultat ist ein dickes Buch, das zwar 
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wie sie an den: amerikani- 


na en auch nicht eine einzige neue Ein- 
icht vermittelt. Mag sein, daß dies auch 
gar nicht die Absicht war. Der Rezensent 
gesteht indessen, daß er für diese Art 
gehobenen Positivismus nicht viel 
hat. (Was ist es etwa auch für eine 
dee Idee, ein Buch, bei dem es 


FR zu sparen, aus a Himmel und ohne 
“ le en en mit der Un- 


an Unter cn Umständen ver- 
RER den Nutzen derartiger Bücher — 


simple er, und er Be- 


schränkung der (ausgezeichneten) Biblio- 


graphie auf die für die Zwecke des Unter- 
richts allerwichtigste Literatur das Werk 
auch als Handbuch nicht eigentlich geeig- 
net machen. Diese Kritik — das sei aus- 


drücklich betont — richtet sich in erster 


Linie gegen die Gattung; gegen die beiden 
Autoren nur insoweit, als sie sich bemü- 
Bigt gesehen haben, ein neues Buch dieser 
Gattung zu schreiben. 2 


München Erich Angermann. 
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. Politische Theorie 


Schambeck, Herbert: Der Mensch in der 
Politik. WISS.WELTBILD, XIv/6l, 1, 
S. 1—14; 2, S. 105—113. 


Unkelbach, Helmut: Die politische Ver- 
antwortung der Wissenschaft in unserer 
Zeit. Z.POLIT., VII/1961, 2, S. 97—107. 


Frisch, Alfred: Was bedeuten heute noch 
Vaterland, Nation und Einheit? DOK. 
XVII/61, 4, S. 261—270, 


Mordstein, Friedr.: Heinrich von Treitsch- 
kes Etatismus. Z.POLIT. VIII/1961, 1, 
S. 30-53. 


Wagner, Fritz: Begegnungen von Ge- 
schichte und Soziologie bei der Deutung 
der Gegenwart. HZ, 192/1961, 3, S. 607 
bis 624. 


Winkler, Heinrich August: Die konserva- 

3 tive Demokratie (Materialien und Kom- 

mentare). GESCH. WISS. UNTERR. 
XII/61, 7, S. 435—443, 


Köllner, Lutz: Stand und Zukunft der 
Imperialismus-Theorie, Anmerkungen 
zu neueren Beiträgen. JB.SOZ.WISS,., 
X1/60, 1, S. 103—124. : 


Wirtschaft und Gesellschaft 


Heinrich, Walter: Die moderne Welt und 
der Unternehmer. WISS.WELTBILD, 
XIV/61, 1, S. 36—40. 


Dirks, Walter: Der politische Auftrag de e 
Arbeitnehmerschaft. GEW.MH., u 
7, S. 385—393. «i 


Gewerkschaften brauchen neu gewonnenes, kla- 
res Bild der Gesellschaft und intensive a Ss- Ks 
arbeit, 


Vilmar, Fritz: Die christliche Botschaft) 
die Arbeiterbewegung und die Kirchen. 
GEW.MH., XII/1961, 6, S. 323332. 


Reding, Marcel: Neue Gemeinschaftsfor- 
men der Kirche. GEW.MH,, X1I1/1961, 6, 


S. 332—340. 
Problematik der Arbeiterpriester in Den 


bis 233. 


Schnur, Roman: Land und Meer — Napo- 
leon gegen England, Ein Kapitel der 
Geschichte internationaler Politik. \ en 
Z.POLIT., VIII/1961, 1, S. 11—29. 


Berber, Friedrich: Probleme der Illega- e Er 
" lisierung des Krieges durch die Satzung _ 
der UNO. Z.POLIT., VII/1961, 2. S. 108 
bis 120. & 
Die auf die Situation von 1945 bezogenen Be- 
stimmungen der UNO-Satzung genügen der 
heutigen Wirklichkeit nicht mehr. 5 

Die Begegnung zwischen Präsident Ken 
nedy und Ministerpräsident Chrusch- 
tschow am 3. und 4. Juni 1961 in Wien. 
EUR.ARCH., XVI/1961, 12, S. D343 bis 
92330: 


Kommunigues und Ansprache Präsident Knne- 
dys. 
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ie Begezmung- Ewischen Präsident Ken- 


1961, 13,:S. D:365 — D 388. 


rg der een vom 4. Juni 


Sr Kennedys und Chruschtschows sowie Re- 
polution ‚der UN-Vollversammlung. 


V iter, Theodor: Südtirol als rechts- und 
DONAU- 


= L 
 staatspolitisches Problem. 
RAUM, au 1, S. 12—24. 


_ matie in der Ära Kennedy. AUSS.POL., 
Bel, 5; S. 312—318. 


Guiton, Raymond: Von Bandung bis 
Kairo, Das Zustandekommen der afro- 

asiatischn Zusammenarbeit. EUR. 

'ARCH,, XVI/1961, 12, S. 301—312. 


Europäische Integration 


uthill, John: Eine neue Ära der wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit des We- 
stens. EUR.ARCH., XVI/1961, 10. S. 249 
I bis 258. 

e % Chancen der OECD. 


‚Die Weiterführung der Europapolitik (II). 
PR EUR.ARCH., XV1/1961, 11. S. D323 bis 
m 342: 

Kommuniques und zwei Vorträge von Präsident 
- Hallstein. 

_ Gasteyger, Curt: Das Jahr Europas, 
Hemmnisse und Fortschritte der Eini- 
gung. POL.MEINUNG, XI/6l, 63 (8), 
S. 36—43. 


h Verfassung und Verwaltung 
Hallier, Hans Joachim: Die Ausfertigung 
und Verkündung von Gesetzen und 
Verordnungen in der Bundesrepublik 
E Deutschland. A.Ö.R., LXXXV/1961, 4, 


es 


nedy ı und en Chrusch- 


liche are von Steuerr 
Ein Beitrag zur Interpretation der Art. 
105 und 106 des Grundgesetzes und zur 
Frage der verfassungsrechtlichen Be- 
standsgarantien. A.Ö.R, LXXXV/1961, 
4, S. 423—457. 


Varain, Heinz Josef: Das Geld der Par- 
teien (Materialien und Kommentare). 

‘ GESCH.WISS.UNTERR., XII/1961, 8. S. 
489—510. 5 
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Wehrwissenschaft 
Krumpelt, Ihno: Gedanken über den tota- 
len Atomkrieg. W.W.RDSCH,, &u6l, 8, 
S. 434—451. 


Wohlstetter, Albert: Über die Teilnahme 
an der nuklearen Rüstung. EUR.ARCH,, 


XVY1961, 11, S. 265—281, 12, S. 313—328. 
Eine weitere Ausbreitung der Atomwaffen muß 
unbedingt verhindert werden, um wirksame Ab- 
schreckung und verantwortungsbewußte Kontrol- 
le zu ermöglichen. 


Biörklund, Elis: Kann die Ausweitung 
eines lokalen Krieges zu einem Welt- 
krieg verhindert werden? W.W.RDSCH., 


dla alt rk ah a ll a 


xX1/61, 7, S. 374—379. e 
Vernant, Jacques: L’&volution de la stra- E 
tegie am6ricaine et la defense de l’Eu- 4 
rope. POL.ETR,, 1/61, S. 28—35. 
Kraft, Heinz: Die Wandlungen der politi- £ 


schen und militärischen Kriegsführung 
von den Friderizianischen Kriegen bis 
zum amerikanischen Sezessionskrieg. £ 
W.W.RDSCH,, XI/61, 7, S. 390—399. 


Nohn, Ernst August: Personelle und struk- 
turelle Wehrprobleme der modernen 
- Gesellschaft (I). W.W.RDSCH., XI/61, 7, 
S. 380—389. 5 


: Das ge 
} Wenzret Zeit. Z.POLIT, vonrıacn, 1; 
S. ‚11l.- 


ee Fritz ve: Heinrich Grünfeld, der 
jüdische Wirtschaftsführer in 


‚letzte 
Deutschland. DT. RDSCH,, a 
7,S: 645654. 


Müller. Hans: 
rakter der nationalsozialistischen Welt- 
anschauung. GESCH.WISS. UNTERR,, 
XII/61, 6, S. 337—353. 


Erdmann, Karl Dietrich Das Dritte Reich 
im Zusammenhang der Geschichte. 
GESCH. WISS. UNTERR,, en 12 S. 
405—417. 

Bodensiek, Heinrich: Das Dritte Reich und 
die Lage der Juden in der Tschecho- 
Slowakei nach München. VJH.ZEIT- 
GESCH., IX/1961, 3, S. 249—261. 


Strauss, Walter (Hrsg.): Das Reichsmini- 


'sterium des Innern und die Juden- 


gesetzgebung. VJH.ZEITGESCH,, IX/61, 
3:39:62 312; 


Dokumentation. 


Nolte, Ernst: Eine frühe Quelle zu Hitlers 
Antisemitismus. HZ, 192/1961, 3. S. 584 
. -bis 606. 


Besson, Waldemar: Neuere Literatur zur 
‘ Geschichte des Nationalsozialismus. 
VJH.ZEITGESCH,, IX/61, 3, S. 314—330. 

\ £ ee 


Griebel, Alexander: Eid — Treue — Ge- 
horsam, Zur Problematik des 20. Juli 
1944, DT.RDSCH., LXXXVII/61, 7, S. 634 
bis 640. 


Deuerlein, Ernst: Potsdam Papers, Das 
Kriegsende in Dokumenten, POL. MEI- 
NUNG, VV1961, 62 (7) S. 52—60. 


Stein, Ekkehart: Ist die »Deutsche Demo- 


Der pseudoreligiöse Cha- 


deutschen Rerakchiemust. 
11/1961, 7, S. 401—410. 


4 


Deutschland — SBZ_ 


kratische Republik« ein Staat? A.Ö.R 


LXXXV/1961, 4, S. 363—391. h Se 
Die „DDR“ ist kein Staat, da sie auf den Vi 
zug eines fremden Willens besränkt. ist; 
schlägt Bezeichnung ‚‚heteronomes Selbst- 
zugssystem‘‘ vor, PEN 


Schmitt, Walther E.: Innerdeutscher Kri 
im Zeichen des »Friedensvertrags«, 
Querschnitt durch die Anti-Bonner Agi- 
tation des Ulbricht - Systems. W.W. 
RDSCH., X1/61, 8, S. 421—433. 


Bankloh, Friedhelm: Die evangelische 
Kirche bleibt gesamtdeutsch, Ulbrichts 
Versuche, Synode und Kirchentag zu 
spalten. SBZ-ARCH., XII/61, = S. 206° WE 
bis 209. \ 


S. 201206. 


Dokumente zur Deutschland-Frage. SBZ- 
ARCH., XII/1961, 12, S. 188—200. —a 


Memorandum der Sowjetregierung vom 4. Juni, 2 
Erklärung der „DDR“ zum Memorandum, Aus- 
führungen Ulbrichts auf der Pressekonferenz 
am 15. Juni 1961. - 


Walter, Rudolf: Das neue Arbeitsgesetz- 
buch der SBZ. SBZ-ARCH,, PER ER 9, an 
S. 137—141. nu 


Kasten, Herbert: Zur Rosenzeitin Rostock, £ 
Die Ostsee im strategischen Spiel der 
Sowjets. ZBZ-ARCH., XII/61, 11. S. 170° 
bis 173. a 
Die politische Bedeutung der sowjetzonalen ” 
„Ostseewochen‘“, en 
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tion ıdes bolschewistischen psycholo- 
‚ 1961, 


chiller, Otto: Das Wesen der konmımuni- - 


tischen Gefahr, Versuch einer Analyse 
zur Klärung der Begriffe. OSTEUR,, 
X1/1961, 4/5, S. 278—284. 


mel, Claude: Le XVle Congres du 
Parti communiste francais. E-O., XIII/ 


1961, 261, S. 18. 
Generalsekretär Thorez hat erneut über seine 
Gegner gesiegt. 


Merkwürdigkeiten aus Albanien, Der al- 
 banische Parteitag und der ideologische 
wist Moskau—Peking. E.VORH., VII/ 
1961, 5, S. 8—12. 


Papageorgiou, Efthimios: Communism in 
"Greece. PROB.COM., X/1961, 3, S. 38 
is 45. 


Variable Taktik der Kommunisten Latein- 
 amerikas. O-P., XII/i961, 12. S. 354—383. 


E 

ee Artikel aus kommunistischen und nicht-kommu- 
nistischen Veröffentlichungen über Situation 
und Taktik des Kommunismus in Südamerika. 


Osteuropa 


' Dallin, David J.: Die neue Klasse oder die 
 _Ostwanderung der sozialen Revolution. 


R Feinker 1960, OSTEUR., XT/1961, 4/5, S. 
332 — 355. 


Überblick über die außen-, innen-, 
und sozialpolitische Entwicklung. 


wirtschäfts- 
OR 
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AUSS. POL,, 1/61, 4, 5; 246255. 


Krannhals, Hanns von: Zur Polenpolitik 
Hitlers. OSTBRIEF., VII/1961, 70. S. 209 
bis 215. 


Wierer, Rudolf: Die tschechoslowakische 
Verfassung vom 11. Juli 1960. DONAU- 
RAUM, VI/61, 2, S. 113—132. 


L’echec du »grand bond en avant« de 


" Peconomie bulgare. E-O.,-XII1/1961, 262, 
Ss. 12—17. 


Toma, Valentin: Les origines du Parti 
communiste roumain et les »lacunes« de 
P’histoire officielle. E-O., XIII/1961, 259, 
S. 7—10. 

Kritischer Überblick über die Geschichte der 
rumänischen KP. 


Sowjetunion 


Rödel, Peter: Der Mensch im kommuni- 
stischen Plansystem. GESCH.WISS. 
UNTERR., XII/61, 9, S. 579—584. 


Kovalev, P.: The Fulfillment of Marxist 
Theory. BULL.INST.USSR., VE 
4, S. 13—23. 


Der Versuch, Kommunismus in ee UVASSR zu 
verwirklichen, ist fehlgeschlagen. 


Wagenlehner, Günther: Karl Marx und 
der »Aufbau« des Kommunismus. OST- 
EUR., X1/1961, 4/5, S. 247—266. 

Karavaev, A.: The Soviet State — Theory 
and Practice, The „Withering Away« of 
the State. BULL.INST.USSR., VIII/1961, 
4, S. 3—13. 


Grundzüge des neuen Parteiprogramms. 
O-P., XIII/1961, 14, S. 418—428. 


Artikel der sowjetischen Presse zum Entwurf des 
neuen Parteiprogramms der KPdSU, 


ie 1 en in der 
; VASSR. OSTEUR,, X1/1961, “is S. 267 
-bis:27%. 


Der Versuch des „Übergangs zum Kommunis- 
mus“ stellt eine „Flucht nach vorn“ dar. 


Die Führungsspitzen der KPdSU zwischen 
dem XXI. und dem XXII. Parteitag. 
O-P., XIII/1961, 14, S. 433—437. 

Schematische Übersicht. 


Pergent, Jean: Les forces arm&es sovieti- 
ques — L’arme£e de terre. E-O., XIII/61, 


258, S. 15—18. 


Die Landstreitkräfte haben ihren RR vel- 
loren, 


a 


4 Pergent, Jean: Les forces arme&es sovieti- 
| ques — La marine. E-O., XIII/1961, 261, 
Ss. 18—21. 


‚Laurat, Lucien: Le salaire reel en U.R.S.S. 
| E-O., XIII/1961, 262, S. 21—24. 
kr Juviler, Peter: Communist Morality and 
Soviet Youth. PROB.COM., X/1961, 3, 
S.16—24. 


'Goldelmann, Solomon: Zur Frage der As- 
similierung und Denationalisierung der 
Juden in der Sowjetunion. SOW.STUD,, 
1961, 10, S. 29—58. 


Höpker, Wolfgang: Das Schwarze Meer, 
‚Ein roter Binnensee: OSTEUR,, xX1/1961, 
4/5, S. 311—318. 


Vereinigte Staaten 


-Burton, David H.: Theodore Roosevelt, 
Confident Imperialist. REV.POL., XXIII/ 
1961, 3, S. '356—377. 


Kuic, Vukan: Theory and Practice of the 
| American Presidency. REV.POL.,XXIII/ 
1961, 3, S. 307—322. 


P70= 


amerikanischen Raben bolliik, OST 
ZS.AUSS.POL., I/61, 5, S. 302—315. r 


Neuhäuser, Rudolf: Die USA und 
kommunistische Zersetzung Zentr 
amerikas. WISS.WELTBILD, An 
1, S. 40—46. 


der Parteimitgliedschaft in USA. 
POLIT., VIII/1961, 1, S. 54—62. 


Köllner, Lutz: Die Auslandshilfe der Ver- i 
einigten Staaten. EUR.ARCH., XV/196 
11, S. 349—359. 


Se 
Bohlen, Charles E.: Auslandshilfe und 
Außenpolitik der USA. AUSS.POL., XV 
1960, 6, S. 364—372. 


Prellwitz, Jürgen von: Das »Prinzip de 
Nichteinmischung« als Grundlage de 
interamerikanischen Beziehungen. ; 
Z.POLIT., VII/1960, 2, S. 110—123. 


Südost- und Ostasien 


Meyer, Ernst-Wilhelm: Das Gesicht ds 
nichtkommunistischen Asiens. N.GES., 
VIII/61, 4, S. 264—271. ee 


Sarkisyanz, Emanuel: Birmas neutralisti- Fe 
sche Politik in ihrem Ursprung und 
ihren Wandlungen. Z.POLIT., VIE/196R 
2, S. 127—134. 


Roll, Christian: Die Vorgeschichte der # Y: 
Laos-Krise. AUSS.POL., XII/61, 5. S. 7 
304—311. 


Mehnert, Klaus: Asien am Eisernen Vor- 
hang, I. Afghanistan, Prinz Daud und 
Moskau; II. Indien, China und der 
Kommunismus. OST.EUR., X/1960, 2-3, 

S. 81—104. 
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onen, Indien ad der Volksrepublik 
China, Materialien zum indisch-chinesi- 
schen Grenzkonflikt. EUR. ARCH,, xXV/ 
1960, 6, S. 203—212 und D61—D78. 


Bor nretlon und Kommentar. 


| Rothermund, Dietmar: Freiheitskampf 
und Nationalismus in Indien. GESCH. 


25 Wildhagen, Karl-Heinz: Souveränität und 

Partnerschaft, Eine kritische Betrach- 
tung des Entwicklungsmodells Rour- 
Een N.GES., VIII/61, 4, S. 278—284. 


Bas Hemen: Das Ende der indisch-chine- 
Bien Brüderschaft. AUSS.POL., XII/ 


H Be liren. E- O5 1117/1961, 260, S. 13 
bis 16. 


‚Das Experiment der Voikskommunen ist weit- 
gehend aufgegeben worden, 


Lazitch, Branko: La fondation du Parti 
communiste chinois, Juli 1921. E-O,, 
- _XII1/1961, 260, S. 1-8. 

Kindermann, Gottfried Karl: Paradoxien 
derinneren und auswärtigen Politik Ja- 
. . pans. I. Die politische Standortbestim- 
mung des japanischen Sozialismus; II. 
' _ Problemkreise der japanischen Außen- 
politik. EUR.ARCH., XVI/6l, 11. S. 283 
"= bis 300; 13,'S. 355—364. 


Afrika 


Breisky, Hubert von: Das afrikanische 
Jahr, Der schwarze Erdteil im Ringen 

der beiden Weltmächte. W.U.W., XVI/ 
1961, 6/7, S. 437—448. 


- Afrika im Umbruch (Sonderheft). SCHW. 


M.H., XL1/1961, 4 (7), S. 337—483. 
Enthält u. a, folgende Beiträge: 

"Eric Mettler: Die Umwälzung Afrikas seit 1945; 
Leopold Sedar Senghor: Der Nationalismus in 
Übersee und die Zukunft der farbigen Völker; 
"Max Beer: Die Vereinten Nationen und Afrika; 
Peter Sager: Der Kommunismus in Afrika. 


18 


e WISS.UNTERR., XII/61, 9, S. 549—564. 


mus, POL.MEINUNG, XT/61, 63 @, s S. 
Ba ; 


Ködderitzsch, Werner: Entwicklungslän- R 
der und Wirtschaftswachstum. EUR. 


ARCH., XVI/1961, 12, S. 329-338. 
Sammelbesprechung einschlägiger Literatur. _ 


Stieger, Martin: The Nature of Soviet 
Colonialism. BULL.INST.USSR., SE 
1961, 5, S. 11—20. 5 


Neumann, Rudolf: Der Ostblock und die 
Entwicklungsländer. OSTBRIEF., VII/ 
1961, 69, S. 177—184. 


Müller, Kurt: Sowjetische Politik in den 
Entwicklungsländern. N.GES., VIII/61, 
4, S. 272-277. 


Kashin, Alexander: Sowjetisch - chinesi- 
sche Gegnerschaft in Afrika und im 
Nahen Osten. SOW.STUD., 1961, 10, S. 
16—28. 


La resistance au communisme au Proche- 
Orient et en Afrique. E-O,, SEREISEE 2 
261, S. 11-14: 


Steppat, Fritz: Der Weg der algerischen 
Nation, Geistige und soziologische As- 
pekte des Algerien-Konfliktes. EUR. 
ARCH., XVI/1961, 13, S. 345—354. \ 


Dawn, C. Ernest: From Ottomanism to 
Arabism, the Origin of Ideology. REV. 
POL., XXIII/61, 3, S. 378—400. 


Younger, Kenneth: Wandlungen der bri- 
tischen Haltung gegenüber Afrika. EUR. 


ARCH., XVI/1961, 10, S. 241—248. 


Großbritannien wünscht Afrika außerhalb der 
militärischen Bündnisse zu halten. 


Lang, Nicolas: La penetration commu- 
niste en Somalie. E-O., XIII/1961, 258, 
Ss. 8—11. 


Ein Orientierungsbuch für die moderne Frau 


Dr. Alma Motzko 
DER WEG DER FRAU 


ZU RECHT UND GELTUNG 


168 Seiten, kart. DM 10,—, Halbleinen DM 11,50 


Die Verfasserin, durch ihr soziales Wirken und durch ihre 
jahrzehntelange Tätigkeit in der Frauenbewegung weit über 
ihre Heimat hinaus bekannt, gibt einen interessanten Über- 
blick über die Verhältnisse bei den primitiven Völkern, skiz- 
ziert Mutter- und Vaterrecht und beleuchtet die soziale und 
rechtliche Stellung der Frau in der Antike. Besonders hervor- 
gehoben wird die entscheidende Wendung, die das Christen- 
tum herbeiführte. Nach einem Rückblick über das Mittelalter 
mit seiner festgefügten gesellschaftlichen Struktur innerhalb 
der verschiedenen Religionsgemeinschaften zeichnet die Ver- 
fasserin weitere Bilder der Entwicklung aus der Geschichte 
der Neuzeit. Hervorragende Frauengestalten des 18. und 19. 
Jahrhunderts treten auf, die der Welt die Bedeutung der Frau 
beweisen. Mit der Frauenbewegung des 19. Jahrhunderts, die 
von der Verfasserin als die entscheidende Phase des Aufstiegs 
zu Recht und Geltung ausführlich behandelt wird, beginnt der 
Kampf um die volle Gleichberechtigung. 

Jüngeren Frauen, denen vieles selbstverständlich erscheinen 
mag, vermittelt das mit größter Sachkenntnis geschriebene 
Buch das Wissen um Errungenschaften — höhere Bildung, 
Zutritt zu öffentlichen Ämtern und akademischen Berufen, 
soziale Gleichstellung im Berufsleben, politisches Mitsprache- 
recht —, die in den letzten 70 Jahren gegen härteste Wider- 
stände mühsam erkämpft werden mußten. 


Durch jede Buchhandlung 
ÖSTERREICHISCHER BUNDESVERLAG 
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Neuerscheinung 
WOLFGANG TREUE 


Die deutschen Parteien 


1961. VIII und 100 Seiten mit 8 Porträts auf 4 Kunstdrucktafeln, 
engl. Broschur 6,80 DM 


Die Parteien, die das politische Leben der Bundesrepublik mitgestal- 
ten, sind zumeist unmittelbar nach dem Zusammenbruch des „Dritten 
Reiches“ entstanden. Man würde ihnen aber nicht gerecht werden, 
wollte man sie aus dieser Situation heraus beurteilen. Die Wurzeln 
der Parteien in der Bundesrepublik reichen viel tiefer. Sie liegen in 
der Zeit, in der durch den Übergang Deutschlands vom Agrar- zum 
Industriestaat jene Kräfte zum politischen Leben erwachten, die auf 
sehr verschiedenen Wegen neue, entwicklungsfähige politische und 
gesellschaftliche Ordnungen suchten. Auch heute noch sind diese 
Kräfte spürbar. Der Verfasser zieht die Entwicklungslinien bis zur 
unmittelbaren Gegenwart und behandelt die parteipolitischen Kon- 
stellationen und Programme des Bismarckreiches, der Weimarer 
Republik, der sog. DDR und der Bundesrepublik ausführlich bis zu 
den Wahlkampfprogrammen des laufenden Jahres. 


Jeder, der am politischen Leben Anteil nimmt, sollte diese 
kurz und verständlich gefaßte Schrift lesen und sich über 
Wesen, Geschichte und Zielsetzung der deutschen Parteien 
informieren, um einen eigenen politischen Standort gewin- 
nen zu können, 
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